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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20, Wernehmen alle Bofl- 
ellum; di 4 
* . eh SER Manise 


r. 574. Mittag⸗ Ausgabe. 


Deutſchlan d. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 


auſes der Abgeordneten. 
iniſtertiſch Frhr. v. d. Heydt mit mehreren 


Schreiben des Miniſter⸗Präſidenten mit, worin derſelbe anzeigt, daß Se. 
Majeſtät dem Juſtizminiſter Grafen zur Lippe die erbetene Entlaſſung 


eitet worden. 
rage, welche Entſchaͤdigung dieſen Fat ihr zu gewähren ſei, verſchiedener 
at ibren Standpunkt ſchon dargelegt in 


dies verbinden zu können mit der Rechenſchaft, die ihr . 2 


Widerſpruch, es wurde von der Mehrbe 
der Beſchluß gefaßt, zunächſt die Vorlage dieſer Abmachungen zu beantragen. 
Di Sie f 2 hatte gleich, als z n 

Au bald es gewunſcht werde, dieſem Antrage 
20 } egierung auf das Bereitwilligſte dem 
n entſpricht, bevor noch der Bericht der Commiſſion 
erftattet wurde, jo glaubt fie mit Zuberficht, in der Sache ſelbſt der Zujtims 


mung des 


wieſen). 

Finanzminister v. d. Heydt bringt ferner in Gemeinſchaft mit dem 
Miniſter des Innern einen Geſezentwuß ein, betreffend die Ueberweiſung 
des vormals hannoverſchen Domanial⸗Ablöfungs⸗ und Veräußerungsfonds 
an den Provinzial Landtag der Provinz Hannover. Der hannoverſche Pro: 
vinzial⸗Landtag hat in einer Denkſchriſt an die königl. Staatsregierauf darauf 

etragen, dieſen Fonds dem Provinzial⸗Landtage zur Verwaltung zu über⸗ 
weiſen. Die Denkſchrift ſetzt die Gründe, die dafür ſprechen, auseinander 
und glaubt, daß in financieller Beziehung der Forderung nichts entgegen⸗ 
ſte Der Domanial⸗Ablöſungs⸗Fonds iſt gebildet aus denjenigen Ein⸗ 
nahmen, die aus der Ablöſung der Domanialrente und aus der Veräußerung 
von Domanialobjecten erzielt wurden und bildet einen integrirenden Theil 
des geſammten Domänenſtandes. Wenn nun in Folge der Verordnung dom 
7. Juni d. J. dieſer Fonds zu denen gehört, welche nun der General⸗Staats⸗ 
kaſſe zu Gute kommen würden, fo hindert doch nichts im Wege der Gejep: 
gebung eine andere Beſtimmung darüber zu treffen. Die Staatsregierung 
giant nun, dem Wunſche des Provinzial Landtages, daß vemfelben Gelegen⸗ 

eit gegeben werde zu einer näßlichen Selbſtverwaltung an den Stellen, wo 
es auf eine beſondere Kenntniß der provinziellen Verhältniſſe ankommt, ent» 
geaenlommen zu dürfen. Der Staathausbalt für 1867 enthält verſchiedene 
Ki 4755 im Geſammibetrag von ungefähr 500,000 Thlr., die nach den 
orſchlägen des hanndverſchen Provinzial⸗Landtages der Ablöſungsfonds zu 
beſtreiten hätte. Die Regierung nimmt keinen Anſtand, eine Summe, die ein 
reseinkommen von ungeſähr dieſer Höbe bringt, dem Proviuzial⸗Landtage 
in dieſem a zu Aberweiſen, Der Hr. Miniſter beantragt, ihn der 
Budgelcommiſſion zu überweiſen, da es ſich darum handeln wird, ob vas 
Budget bon dieſer Summe entlaſtet werden ſoll. (Wird beſchloſſen. 

Das Haus ſetzt die Vorderatbung des Staatshaushalts⸗Etats 
far 1868 fort und zwar Amt des Etats der Salzkaufs⸗Verwaltung, 
der nicht zu berwedfeln ft mit dem Etat des Salzmonopols, der in den frü⸗ 
heren preußiſchen Budgets, zum letzten Mal in dem für 1866, mit einem 

ertrage bon 6,440,380 Thlr. figurirte. Inzwiſchen it das Monopol aufs 
gehoben und wird vom 1. Januar 1868 an durch eine Salziteuer erſegt, deren 
Reinertrag für 1868 in dem Elat der indirecten Steuern mit 5,893,540 Thlr. 

war als eine der Einnahmequellen des norddeutſchen Bundes aufgeführt 
ft, er Etat der Salztauföverwaltung, der heute zur Vorberatzung ſteht, 
betrifft die Einnahme aus den Salzvorräthen in den Magazinen des Staates, 
fal, denen im nächſten Jahre nach Aufhebung des Monopols geräumt werden 
bie gnämlich 478,000 Tonnen zu einem Selbittoftenpreiie von 3 Thlr. 

Tonne, die nach Abzug der Ausgaben (90 530 Thlr.) einen Reinertrag 
I bobs 7410 Thlr. in Ausſccht ftellen. Der Beſtand von 478,000 Tonnen 
it Höher berechnet als der Durchſchnitt der Beſtände in den Jahren 1864 bis 
1 ug, weil auf die im December d. J. kurz vor Aufhebung des No 

op ntretende Verkaufsſtocung und darauf Rückſicht zu nehmen iſt, daß 
nach den bereits igten Verträgen den Pri i Weſtfalen und 
5 1 gekündig 8 n Privatſalinen in 

ommern immer noch 20,424 Tonnen zum Preiſe von 61,845 Thle, 12 Gr. 
abzunehmen find, da die Verträge mit jährlicher oder halbjährliher Kündi⸗ 
Whale e abgeſchloſſen waren. Der Verkauf der leeren Säcke wird 200, 
wöaler bringen. Um dem Salzmangel in einzelnen Landestheilen vorzu. 
beugen, find 10,700 Thlr. far Frachten angeſetzt. Die Verpackung des Salzes 
N den Magazinen der Oſtſeeprovinzen kommt in Wegfall. Von den im 

abre 1867 in Function befindlichen 539 Beamten bleiben nur noch 72 im 
kaufte ſo daß 106,657 Thlr. erſpart werden. Die Beamten der Salzver⸗ 
nomen Verwaltung in Naſſau find auf den Etat der indirecten Steuern über: 

ond. n 20,000 Thlr. von dem für größere Bauten bisher ausgeſetzten 
1 „In Zukunft wird von den Salinen des Staates nur im Etat des 

ER ütten⸗ und Salinenweſens die Rede ſein. 

Etat des Sal emmiſar Geh. Rath Scheele: Da hier zum letzten Mal ein 
Nachweis d n Nelas vorgelegt wird, ſo handelt es ſich hauptſächlich um den 
nabmen find fo ne der bisherigen Einnahmen. Die zu ee wen 
waltung tritt in doch geſchazt worden als in den Vorjahren, denn bie der, 
tbeilen ſtendaß neue Jahr mit gefüllten . — und in den neuen 

e enen ſteht ihr ein erweitertes Gebiet zum Verkauf offen. Sie wird 


8 Pf.] ſein ſollen. 


. Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ihre Beſtände theils in einzelnen Partien, theils in größeren Abtheilungen auf 
Er zum Verkaufe bringen. Für jede einzelne Verkaufsſtelle iſt ein bes 
ſtimmter Preis feſtgeſetzt worden, wobei das Ziel geweſen iſt, nur die Selbſt⸗ 
toſten zu erlangen. An einzelnen Orten freilich, wo uns das engliſche Salz 
concurrirte, war auch das nicht möglich. Die Befürchtung, daß mit der Auf⸗ 
bebung des Monopols an einzelnen entlegeneren Verkaufs ſtellen der bisherige 
Monopolspreis überſchritten werden möchte, bat ſich nicht als begründet er⸗ 
wieſen. Es giebt leine einzige Stelle, wo das Salz nicht billiger geworden 
iſt; an den meiſten Stellen hat ſich ein um 1 Thlr. niedrigerer Preis für den 
Centner herausgeſtellt. — Ein großer Theil des Landes wird fortan mit Salz 
derſorgt werden aus den köͤnigl. ſächſiſchen Salinen. Ein fo großer Verkäu⸗ 
fer bedarf natürlich größerer Depots an den Hauptotten und aus dieſer Er⸗ 
wägung iſt zwiſchen dem Chef der Finanz⸗ und der Handelsverwaltung die 
Vereinbarung hervorgegangen, die verſchiedenen großen jetzt leer werdenden 
Magazine Nr zu überlafien. Von Ibren Commiljarien iſt gerügt worden, 
daß in dem Etat der Erlös aus den Magazinen nicht nachgewieſen ſei. Sie 
erſehen ſchon aus dem, was ich eben geſagt, daß ein großer Theil dieſer Ma⸗ 
aazine erhalten werden muß, weil die Pepots ſolche nicht entbehren können. 
Die lleineren Magazine dagegen müſſen reſervirt werden für den Handels: 
ſtand, dem dieſelben gegen ein mäßiges Lagergeld zur Dispoſition geſtellt 
werden. Da wir außerdem einige Magazine behalten müſſen zur Aufbewah⸗ 
rung von unverſteuertem Salz, ſo bleibt nur eine ganz kleine Zahl unbedeu⸗ 
tender Magazine, für die ein Ertrag nicht ausgeworfen iſt. Doch wird der 
Verkauf wahrſcheinlich nicht vor dem 1. Juli nächſten Jahres bewirkt fein. — 
In dem Etat iſt ausgeworfen eine Summe von 220,00 Thlen. für Säcke; 
daß die Menge der Säcke jo bedeutend iſt, ift die Folge von Verträgen, die 


5 auf mehrere Jahre abgeſchloſſen waren und die erfüllt werden mußten. Sie 


werden von der Salinenverwaltung verwerthet werden. — Es iſt ſomit Alles 
geſchehen, um das Geſetz zum 1, 5 — zur Ausführung zu bringen. Es 
er u getroffen, daß der Salzverkehr im wahren Sinne des Wor⸗ 
tes ein freier wird. Aer 

Abg. Dr. 8 Mit Bezug auf die Saline Halle exiſtirt ein Vers 
trag zwiſchen Fiskus und Sellerſchaft, der für jenen ſehr nachteilig iſt; ich 
frage, ob und wie die Regierung dieſen Vertrag jortan 5 Ausführung zu 
bringen gedenkt? — Unter den ordentlichen Einnahmen ſt ferner unter dem 
Titel „Sonſtige Einnahmen“ eine Erhöhung von eirca 200,000 Thlr. bemerkbar, 
entſtanden durch die Realiſtrung vorhandenen Staatsvermögens Verkauf von 
Utenfilien ꝛc. Es würde täuſchend wirken, wenn wir dieſe Einnahme ohne 
Erklärung ließen, da fie in das Ertraordinarſum gebört; es fehlt alſo der 
Regierung zur Deckung der regelmäßigen Ausgaben die regelmäßige Ein⸗ 
nahme in dieſer Höhe. — Der Herr Commiſſar hat nun geſagt, daß in dieſem 
Jahre wohl zum letzten Male die Regie⸗Verwaltung im Budget an das Haus 
gelangen werde. Dies ift nur dann richtig, wenn es wirklich in der Abſicht 
liegt, bei der Aguidation des Regie⸗Vermögens den Eclos aus dem Verkauf 
der Salzmagazine ꝛc. anderen Theilen der Staatsverwaltung zuzuweiſen. Iſt 
dies nicht die Abſicht, fo wird die Regie⸗Verwaltung auch künftig im Etat 
alen — 8 Be die — — ihrer Geſchäfte Rechenſchaft 
geben müſſen. — Der Herr Regierungs⸗Commiſſar N 
die Commiſſare des Haufes ihm die Frage vorgelegt haben, weshalb die Staats» 
Regierung noch die Miethsverträge für die Benußung der Salzmagazine unter 
den Ausgaben in Anſatz gebracht hat. Herr Regierungs⸗Commiſſar hat 
nun zur Motiv dieſer Poſition zwar geſagt, daß dag 
Salzdepots noch halten werde zur Verhütung des fpeculativen Mißbrauchs 
der Salznoth, daß fie deshalb die Salzmagazine dem Handelsfiskus zur Ber: 
fügung ſtellen wolle, um dahin zu wirken, daß in keinem Theile des Landes 
der Salzpreis ich höher ſtelle, als unter der Regie⸗Verwaltung. 

Für die Ueberleitungsperiode mag dies wohl zweckmäßig ſein; aber es 
liegt im Intereſſe des Landes und im Geiſte des Princips, von dem aus⸗ 
gebend die Staatsregierung ſelbſt den freien Salzhandel eing führt hat, einem 
Uebergangs zeitraum eine möglichſt kurze Friſt feſtzuſetzen; nach den Erklärun⸗ 
gen der Staatsregierung muß ich aber faſt befürchten, daß ſie dieſen Zeitraum 
zu verlängern gedenkt. — Die Salzverwaltung hat alſo ihre früheren Maga⸗ 
ine dem Salin us unentgeltlich zur Verfügung ierdur 
wird aber der Privathandel ſebr bena igt. Der 
Transport, Verpackung und Magazinirung bezahlen, während der Salinen⸗ 
Fiskus dies dann unentgeltlich hat. Dieſe Concurrenz für den freien 
Handel nicht auszuhalten. — Es iſt ferner zu bemerken, daß ſicher viele Ma⸗ 

azine nicht für die Salinenverwaltung gebraucht, alſo an Private zu anderen 
8 wecken . werden können, hierfür wird eine Einnahme ⸗Poſition im 
tat vermißt. 

Der Herr Finanzminiſter replicitt, iſt jedoch bei feiner ſchwachen 
Stimme auf der Journaliſtentribüne ſehr ſchwer berſtändlich, zumal während 
feiner Rede ein heftiges Klopfen, das von Bauhandwerkern im Hauſe oder 
in der Nachbarſchaft herzurühren ſcheint, einzelne Sätze ganz übertönt. — Die 
Sa babe es im allgemeinen Intereſſe zunächſt für nöthig gebalten, 
Salzdepoks in einzelnen Landestheilen zu balten. — Der Verkauf, die Vers 
waltung und Vermiethung der zur Salzverwaltung gehörigen Utenſilien werde 
natürlich überall nach den geſetzlich beſtehenden Vorſchriften gehandhabt werden. 

Reg.⸗Commiſſar Scheele: Die Einnahme an Niederlagegeld ſei etwa um 
30.000 Thaler höher angeſetzt. Wenn getadelt ſei, daß der Fiskus das Salz 
zum Selbſtkoſtenpreiſe verkaufen wolle und dadurch den Privathandel benach⸗ 
theiligen werde, jo vergißt man dabei, daß die Selbſtkoſten des Fiskus bei dem 
Monopol doch andere waren, als die der Salinenverwaltung find. Auch die 
Gefahr, daß der Fiskus das Salzgeſchäft zu lange fortſetzen werde, wird ſchon 
durch die geringe Ausgabe für Frachten (10,000 Thlr.) widerlegt. — Ein 
näheres Eingehen auf den Vertrag mit der Sellerſchaft don Halle erſcheint 
nicht thunlich, da die Verhandlungen noch nicht zu Ende geführt ſind. Der 
betreffende Vertrag wurde 1810 abgeſchloſſen und 1817 erneuert. Schon am 
9. Auguſt wurde in dieſem Hauſe geſagt, daß dieſer Vertrag unzweifelhaft auf 
dem Boden des Monopols adgeſchloſſen jei, alſo unter der Vorausſetzung 
ſeines Fortbeſtandes, und die Verhandlungen haben dies denn auch beſtätigt. 
Die Regierung hat deshalb die Rechtsanſicht gewonnen, daß der betreffende 
Vertrag nach der Aufhebung des Monopols nicht mehr bindend ſei. Rück⸗ 
ſichten der Billigkeit jedoch und der Wunſch, die Salhproductlon in Halle in 
ihrem bisherigen Umfange zu erhalten, haben die Regierung veranlaßt, mit 
Ausſicht auf Erſolg einen Vergleich zu ſuchen auf der Baſis, den Theil der 
Saline, der dem Fiskus gehört, der Sellerſchaft unentgeltlich zu überlaſſen. 

Abg. Dr. Hammacher ift durch die Erklärung über die Vermiethung der 
Salzmagazine befriedigt, hält aber das Bedenken auftecht, daß der Privat⸗ 
handel geſchadigt werde, wenn die Salzmagazine dem Handelsfiskus unent⸗ 
geltlich zur Dispoſition geſtellt würden. 

Abg. Dr. Löwe: Bei den Petitionen der Sellerſchaften in Weſtphalen 
um Beibehaltung des Monopols hat der Herr Miniſter alle Billigkeitsrück⸗ 
ſichten zurückgewieſen, während dieſe nun jetzt bei der von Halle maßgebend 

er Herr Miniſter hat damals gejagt: „Sie haben ihr Gutes 
enoſſen.“ Nun, das Gute bat aber nicht nur die Sellerſchaft in Meitphas 
en, ſondern auch die in Halle genoſſen, und es würde ungerecht ſein, bei 
B ganz gleich liegender Verhaltniſſe ſolche Unterſchiede machen 
‚Der Finanzminiſtet: Die Verhältniſſe in Halle liegen etwas anders. 
Die Regierung bat ſich der Erwägung nicht entziehen können, daß die Seller⸗ 
ſchaft in Halle einer wohlwollenden Berückſichtigung werth fei. Es entſtün⸗ 
Wine W wenn ohne en Gere erhoben worden 
„ohne eine Erleichterung zu ſchaffen, da eine An ilien i 
Bee er anne f 5 zahl Familien ihren 
g. Dr, Hammacher: Es ſei weder nothwendig, no i 
wenn die Uebergangsperiode, in der der Staat den Sen 2 
in Händen ak wolle, zu weit ausgedehnt wird. Der Fiscus kann das 
Salz an der Saline verkaufen und ſoll ſich nicht mit dem Weitervertrieb ber 
ſchäftigen. 
. b. Bockum⸗Dolffs (ſchwerverſtändlich) ſcheint „das gute Recht“ 
der weiiphäliicen Salinenbehper dem Fiscus gegenüber Te. und 
zu beklagen, daß fie daſſelbe im Wege des Proceſſes wahren mußten. ; 
Der Finanzminiſter: Die Verträge waren auf ſechsmonatliche Kündi⸗ 
gung abgeſchloſſen: die Regierung hat nur von dem ihr zuſtehenden Rechte 
Gebrauch gemacht. Wollen die Herren Weſtphalen deshalb einen Proceß 
anſtrengen, jo müſſen wir es ihnen überlaſſen. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Die . bat früher gekündigt, als 

es durch das Geſetz über die Aufhebung des Monopols geboten war. 


bat ferner erwähnt, daß 5 


baldantier — ft 


Sonnabend, den 7. December 1867. 


Der Finanzminiſter: Es ſtand feſt, daß das Salzmonopol aufgehoben 
werden follte; die Regierung hat deshalb die Kündigung fo ne 
die Verträge auch bald nach Inkrafttreten des Gefetzes außer Kraft kommen. 

Abg. Dr. Löwe: Ich hade die Regierung keineswegs auffordern wollen, 
gegen einzelne Leute härter zu verfahren, als es in ihrer Abſicht liegt, ſon⸗ 
dern nur die Ungleichheit rügen wollen, wenn nur die Saline Halle ſich 
einer gewiſſen Freundlichkeit erfreut. . 

Die Generaldiscuſſion wird hierauf geſchloſſen und die einzelnen Poſitio⸗ 
nen ohne Debatte genehmigt. 

Es folgt der Etat der Lotterie⸗Berwaltung für 1868: Einnahme 
1,473,392 Thlr. (3224 Thlr. weniger als im vorigen Jahre). Ausgabe 
83,590 Thlr. (516 weniger). In Preußen beſtehen fortan außer der Lotterie 
in Berlin noch zwei andere, in Hannover und Osnabrück. 1) Lotterie in 
Berlin: 95,000 Looſe in 4 Klaſſen mit 4.544.000 Thlr. Einſatzen, Gewinns . 
antheil des Staates à 13% Prozent (nach Abzug des Prozentbetrages für die 
Frellooſe) für zwei Lotterſen im Jahre: 1,334,565 Thlr. 24 Sgr.; 

2) in Hannover: zwei Lotterien im Jahre, 14,000 Looſe in 5 Klaſſen, 
en = Einfäpe 352,800 Thlr., Gewinnantheil des Staates zu 10 Prozent 

‚ } r.; 2 

3) in Osnabrück: zwei Lotterien im Jahre, 22,000 Looſe in 5 Klaſſen, 
82209 — Einſaͤtze 306,000 Thlr., Gewinnantheil des Staates zu 10 Prozent 

2, % 

Die Einnahme aus ſämmtlichen drei Lotterien; 
denen nach Abzug der Verwaltungskoſten ein Ueberſchuß von 1,389,802 
Thlr. verbleibt. 

Zu dieſem Etat liegende folgende drei Anträge vor: 1) des Abg Dr. 
Becker, die Regierung aufzufordern, auf die möglichſt baldige Auf⸗ 
hebung der Lotterie Bedacht zu nehmen. 

2) Des Abg. Lauenſtein deſſelben Inhalts, jedoch mit dem Zuſatz: bis 
zur Vorlage des nächſten Budgets u. ſ. w. 

3) des Abg. Jacobi (Liegnitz): die Staatsregierung um Auskunft zu er⸗ 
ſuchen, weshalb dieſelbe beabſichtigt, die Verordnung vom 5. Juli d. J., wo⸗ 
nach vie Landeslotterien in Hannover und Osnabrück, ſo wie die Lotterie in 
Frankfurt a. M., und zwar eine jede derfelben nach Beendigung ihrer zwei⸗ 
ten, im laufenden Jahre ſpielenden Klaſſen⸗Lotterie, aufgehoben werden ſoll ⸗ 
ten — hinſichtlich der Lotterien in Hannover und Osnabrück nicht zur Aus⸗ 
führung zu bringen; 5 u 
ae, welche Abſichten hinſichtlich der Lotterie zu Frankfurt a. M. obs 
„ Reg.⸗Commiſſar v. Lentz: Durch Allerhöchſte Ordre vom 5. Juli d. 5 
üt allerdings beſtimmt worden, daß die Lotterien in Hannover mit dem Abs 


für die Einnehmer nicht möglich ſei, in der kurzen Zeit ſich andere Erwerbs⸗ 
on Familien würde deshalb durch 


nige befürwortet und in Folge deſſen genehmigt, daß vorläufig von der ur 


Stadt Frankfurt wegen der 8 
des Staates noch nicht zu Ende geb 


eit nicht opportun.“ Das iſt nichts weiter, als eine landläufige Red 
durch die man jede Verbeſſerung der 2 Kate a 


nanzminiſter (hört! hört!). — Dieſes allfeitig als 
ſtitut dürfen wir deshalb nicht erſt noch in die neuen 
Naſſau, Kurheſſen und Schleswig⸗Holſtein kennen 
Frankfurt aber iſt es durch königliche Verordnung vom 5. 
worden; fie bleibt alſo aufgehoben, und wir haben gar nichts anderes zu 
thun, als die für die Lotterien von Osnabrück und Hannover auf dem Etat 
in Anſatz gebrachten Poſitionen zu ſtreichen, im Uebrigen aber einen Antrag 

anzunehmen, der die Aufhebung der in den alten Probinzen beftebenden Lol⸗ 
terien befürwortet. Zu Gunſten des Lauenberg'ſchen Antrages ziehe ich mei⸗ 


nen dahin zielenden Antrag zurück. A 
inanzminiſter v. d. Heydt: Ich denke 1 eute no 
Br io wie im gabe 1847. Die Srage a Aufhebung derſelben 
iit bereits häufig Gegenſtand der Berathungen der Regierung geweſen und 
iſt dieſelde entſchloſſen, mit der Bejeitigung borzugeben, ſobald die Umstände 
es geſtatten. Ein Anfang follte hierin durch die allerhöͤchſte Verordnung vom 
5. Jul d. J in Hannover, Osnabrück und Frankfurt a. M. gemacht werden; 
die bedeutende Anzahl der dagegen gemachten Vorſtellungen aber, unterſtützt 
durch Vorſtände der Städte, fo wie das fat einjtimmige Votum der hannd⸗ 
verſchen Propinzialvertretet veranlaßte die ſpätere Wiederaufhebung der Ver⸗ 
ordnung. Was die Stadt Frankfurt a. M. betrifft, jo war neben der Rüds 
ſicht für die durch Aufhebung der Lotterie in ihrem Unterhaltserwerb gefähr⸗ 
deten Familien noch die Erwägung maßgebend, daß dei den Verhandlungen 
über die Auseinanderſetzung des ſtaatlichen und ſtädtiſchen Vermögens der 
Gedanke laut wurde, der Stadt als Entſchädigung für manche Einbußen die 
Einnahmen aus der Lotterie zu überweisen. 5 ſelbſt hoffe, daß es moglich 
fein wird, recht bald mit der vollſtändigen Be un der Staatslotterie vor⸗ 
zugehen, halte aber den gegenwärtigen Augenblick nicht für dazu geeignet. 
Abg. Lauenſtein: Vom principiellen Standpunkte wird ſich in dies 
ſem Haufe ſchwerlich ein Vertbeidiger des öffentlichen Spieles finden, anders 
dagegen vom ſtaatsfinanciellen Standpunkte. Es könnte ungerechtfe 
erſcheinen, eine Summe von dem Einnahme⸗Etat zu ſtreichen, ohne gleichzei 
die Mittel zur Deckung des Ausfalles zur Hand zu haben; ich glaube dage⸗ 
dag ide ch Pabel ub den g. das Ole 
ewicht zwiſchen Ein usgabe herzuſtellen un - 
bung neuer Einnahmequellen ſo 5 d daß der in Auffim⸗ 
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Zudem werden die Einnahmen mit 15 „Borfiht beranfätat, Jah gegen 


d Aufhebung der Lotterien den letzten dafür anführbaren Einwand, da 
Une ja feld Spielunternehmer ſei. Nur durch eine Aufhebung aller 


ſofort zu ſtreichen. Es 
enn die Verordnung iſt 


nnahme der uns vorgelegten Etats die erſte ap are 


Kine den Gegenſtand im Auge zu behalten, doch bitte 
luſſe abzuſehen, daß die vorliegenden Poſitionen nicht 
tat erſcheinen dürfen. 
Abg. Elliſſen: Ich bedauere, daß das Gutachten des hannoverſchen 
Provinzial⸗Landtages der Regierung Veranlaſſung gegeben hat, von der Aus⸗ 
hrung der Verordnung vom 5. Juli d. J. abzuſtehen. Wenn ſie dabei ger 
tet wurde von der Humanität gegen einzelne Familien, fo durfte dieſe doch 
nur ſo weit gehen, als ſie nicht mit der Humanität gegen die Geſammt⸗ 
Bevölkerung collidirte. Letztere aber betrachtete die Aufhebung der Lotterie 
nicht als eine Zurückſetzung, ſondern als eine Wohlthat und die Erfüllung 
eines lange gebesten Wunſches. Auch ich wünſche die Lotterie vollſtändig 
beſeitigt, wenn ich aber die Wahl zwiſchen theilweiſer und gar keiner Auf⸗ 
hebung habe, jo bin ich für die erſtere, in der Ueberzeugung, daß die Regie⸗ 
rung darin eine Compelle hat, die Sache nicht wieder aus der Hand zu laſſen. 
Groſchke (ſchwer berſtändlich): Ich ſtimme dem Abg. Lauenſtein 
ell bei, glaube aber, daß für die oͤffentliche Moral doch noch ein großer 
nterſchied beſteht zwiſchen der Lotterie und den öffenklichen Spielbanken, 
welche die hitzigen Leidenſchaften des Spielers wachrufen. Eine Prämien⸗ 
Anleihe iſt auch ein öffentliches Spiel, und doch weiß ich nicht, ob der Staat 
eine ſolche für immer wird entbehren können. Durch Beſeitigung der öffent» 
lichen Lotterie werden Sie eine Menge von Winkel⸗Spielen in's Leben rufen 
und dadurch das Gegentheil deſſen erreichen, was Sie beabſichtigen; endlich 
bin ich gegen dene e weil ich nach den Erklärungen des Herrn Finanz⸗ 
Miniſters nicht einſehen kann, woher der dadurch entſtehende Ausfall gedeckt 
werden ſoll. Praltiſche Erwägungen alſo find es, nicht nur Opportunitäts⸗ 
Wet 8 — veranlaſſen, gegen die Aufhebung des öffentlichen Spieles 
N upt zu ſtimmen. 
bg. Grumbrecht: Praktiſche eee leiten auch denjenigen, der 
af gegen das Geſetz einen Gewinn zu perſchaffen ſucht, dieſe können uns 
alſo nicht veranlaſſen, für das, was wir als unmoraliſch erkannt haben, ein⸗ 
utreten. Von allen a Gründen iſt der einzige, der ſich hören 
last, der, daß der entſtehende Ausfall in den Einnahmen nicht ohne einen 
Erſatz getragen werden könne; jedoch auch dieſem Umſtande trägt unſer An⸗ 
die Regierung nicht die kategoriſche Forderung, ſon⸗ 
dern nur die ernſte Mahnung richtet, auf den künftigen Fortfall dieſer Ein⸗ 
nahmequelle Bedacht zu nehmen. Durch eine gute Verwaltung in den neuen 
Provinzen werden bald eine Menge neuer Einnahmequellen zu Tage treten, 
die alle Befürchtungen in dieſer Richtung beſeitigen. Auch ich bedauere leb⸗ 
daß die Verordnung vom 5. * nicht zur Ausführung gekommen iſt, 
die Regierung denen, die die Aufrechterhal⸗ 
ng der hannoverſchen Lotterie wünſchen, beſtimmte Zuſicherungen gegeben 
at, nicht für poljtiſch klug, dieſen Verſprechungen unſererſeits entgegenzutre⸗ 
ten. Ich empfehle Ihnen deshalb die Annahme des Lauenſteinſchen Antrags 
und die Bewilligung der Mittel zur vorläufigen Aufrechterhaltung der Pre: 
vinzial⸗Lotterien. . i 
Abg. Dr. Virchow: Zur geſetzlichen Giltigkeit der bis zum 1. October 
erlaſſenen Verordnungen bedurfte es der Publication durch die Geſetzſamm⸗ 
lung. Die Verordnung vom 5. Juli beſteht alſo noch heute zu Recht, nicht 
aber diejenige, durch welche die erſtere wieder aufgehoben werden ſollte. 
Wenn einer der Vorredner den Umſtand, daß die zweite Verordnung nicht 
ordnungsmäßig publicirt worden ift, als ein Verſehen entſchuldigen und dar⸗ 
über hinwegſehen will, ſo bitte ich doch, daß Sie ſich auf dieſe Art der Ar⸗ 
gumentation nicht einlaſſen, ſonſt verlieren Sie den geſetzlichen Boden unter 
üßen. Die Aufrechterhaltung der ſtrengen Form iſt unſer einziger Wein. 


den 
deſſen wir bedürfen, um zu geſicherten Rechtszuſtänden zu gelangen und übera 


wo dieſelbe fehlt, müſſen wir unſer Nein entgegenſetzen. Der Herr Finanz⸗ 
Beet hat ſelbſt augegeben, daß die Aufhebung der Verordnung dom 5. Juli 
nicht den geſetzlichen Anforderungen genügt, daß dieſe mithin noch zu Recht 
beſteht; durch den Etat wird uns alſo zugemuthet, das, was zu unſerer Zu⸗ 
friedenbeit befeitigt iſt, von Neuem wieder einzuführen; ich bitte Sie, die 
Poſitionen zu ſtreichen, da ein Jeder von Ihnen weiß, wie ſchwer es iſt, 
ingeführtes auf demſelben Wege wieder zu befeiligen. Was 

die Lotterie der Stadt Frankfurt betrifft, jo kommt dieſelbe im Etat nicht vor, 
wir haben mithin auch keinen Grund, ſie in den Kreis unſerer Erörterungen 
zu ziehen. Was die finanzielle Seite der Frage betrifft, ſo iſt der Ausfall 
nicht ſo N > feine Deu Schwierigkeiten machen könnte, und dann 
ei finanziellen Fragen dieſer Art auch andere Geſichtspunlte maß: 
ebend ſein. Es iſt auf den Unterſchied Bi dem Lotto und den öffent⸗ 
Spielbanken hingewieſen worden. ie letzteren erregen freilich mehr 

die hitzigen Leidenſchaften, das erſtere aber wirkt chroniſch und bringt es mit 
nd, daß die armen Leute ihren Sparpfennig zum Collecteur tragen, die na⸗ 
türlihe Hilfsquelle, a die fie in der Noth zurückgreifen müſſen; es ift ſtati, 
ſtiſch ewieſen, daß, je mehr das Spiel an einem Orte zunimmt, deſto 


ien. 
v. Binde (Minden): Es iſt unmöglich, die durch Verordnung aufs 
In 


welche die 
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die Aufhebung der Lotterien beantragt und wenn der ee das 
Gegentheil wünſcht, jo wäre das in der That hyperconſervativ. Die Streis 


en. 
Abg. Por Die Stadt Frankfurt durch die Lotterie zu entſchädigen 
bedenklich, zumal man noch nicht wie ob ihre un ein ſolches Opfer 
lange. So diel er wiſſe, ſei für fie mehr als genug geſchehen. Der Rechts⸗ 
md in Hannover ſei durch die Schuld des Hauſes ein zweifelhafter gewe⸗ 
N habe ſehr wohl eine Verordnung die andere aufheben können, wenn 
in abweichender Form. Die Aufhebung der hannoverſchen Lotterie würde 
haupt preußiſchen Looſen ein Agio zufügen; alſo ſei es beſſer, fie übers 
jet ne arten Monarchie aufzuheben, wofür der Antrag Lauenſtein ein 

Sinangminifter died Heydt: Die Vereinbarun 
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ankſurt a. M.) bittet das Urtheil über Frankfurt nicht 
8 die Zahlen vorliegen, um u es ſich Fan 8 


Abg. Kugler 
eher zu fällen, als b 

Die Poſitionen der Lotterie in Berlin werden genehmigt. Vor der 
Abſtimmung über die in Hannover und Osnabrück bemerkt Abg. Lasker, 
daß man nicht wegen 400 Familien das Unweſen der Lotterie fortbeſtehen 
laſſe, ſo wenig man im Domänen⸗Etat auf die Vettern und Schwäger Rück⸗ 
ſicht nahm, als es fh um die Verpachtung dandelte. 

Die Poſitionen, betreffend die Lotterien in Hannober und 
Osnabrück * 75,992 reſp. 62,400 Thlr.) werden geſtrichen. 
(Dafür u. A. Graf Bethuſy, Elliſſen, dagegen Tweſten, v. Hennig und die 
meiſten Hannoveraner. 

it den Einnahmen fallen auch die Ausgaben dieſer Lotterien weg (31,288, 
reſp. 28,502 Thlr.), nachdem Abg. Grumbrecht vergeblich die Bewilligung 
für Osnabrück erbeten hat. 

Von den oben mitgetheilten Anträgen kommt nur der des Abg. Lauen⸗ 
ftein zur Abſtimmung und wird mit großer Majorität angenommen. 

Der Etat der Seebandlung weiſt für 1868 700,000 Thlr. in der Ein⸗ 
nahme nach (100,000 Thlr. mehr als im v. J.), während die faſt unverändert 

1 Berwaltungötoften bon 55,695 Thlr. aus den Fonds ves Inſtituts 
eſtritten werden. 

Das Reſultat der Verwaltung im Jahre 1866 iſt mit Rückſicht auf den 
Krieg ein befriedigendes. Am 15. Juni waren 4 proc. preußiſche Anleihe 
von 100% (Ende 1865) auf 77%, Staatsſchuldſcheine von 89% auf 65 ge⸗ 
funten, das Effecten⸗Conto ergab einen Verluſt von 52,572 Thlr. 22%, Sgr. 
gegen einen Gewinn von 191,801 Thlr. im Jahre 1865. Dagegen betrug 
der Buchwerth der Beſizungen der Seehandlung (Dienſtgebäude in der Jäger⸗ 
Straße, die drei Dlenſthäuſer des Tönigl. Leihamtes in Berlin, die beiden 
adieu avinnereien zu Erdmannsdorf und Landshut und das 

üblenwerk zu Bromberg) Ende 1866 einſchließlich der Betriebs⸗Capitalien: 
4,127,569 Thlr., gegen 1865 mehr: 167,808 Thlr. Der Ueberſchuß an Zinſen 
von den Activis betrug 701,365 Thlr., 39,462 Thlr. mehr als 1865, ba 
ſämmtliche Fonds der Seehandlung bei dem dauernd hohen Stande des Zins⸗ 
ſußes und des Discontos Verwendung fanden. Nach Abführung bon 
4 Million zum Staatshaushalt für 1866 blieb noch ein Netto⸗Gewinn 
bon 302,331 Thlr. 16 Sgr. 11 Pf. a 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Scheller leitet den Etat ein. Abg. Schmidt 
Stettin) wünſcht, daß ein gedruckter ausführlicher Bericht der Geſchäfte der 

eebandlung vorgelegt werde, wie ſeitens der Bankverwaltung. 

Finanzminiſter: Diefem Verlangen ſtebe das für die Banquier⸗Geſchäfte 
der Seehandlung nothwendig zu bewahrende Geheimniß entgegen. 

Es folgt der Etat der preußiſchen Bank mit einer Einnahme von 
1,764,000 Thlr. und einem Reinertrage von 260,000 Thlr. Abg. Dr. Ham⸗ 
macher beantragt, die Regierung aufzufordern, in Zukunft einen Auszug aus 
dem Jahresberichte der preußiſchen Bank dem Etat beizufügen. 

Regierungs⸗Commiſſar b. Dechend: Der Antrag ſei unnöthig, da näch⸗ 
ſtens eine Broſchüre veröſſentlicht wird, die die Grundſätze der Bank, die Art 
ihrer Geſchäfte und desgleichen genau darlegt. — Die Zahl der von der 
Bank errichteten Commanditen und Anſtalten beträgt gegenwärtig 144, wovon 
137 auf die alten, 7 auf die neuen Landestheile kommen. 

Abg. Tweſten: Sind die Einnahmen der Bank nicht zu hoch veran⸗ 
ſchlagt? Abg. Dr. Löwe: Hat die Regierung für den in einigen Jahren bes 
vorſtebenden Ablauf der Conceffion der preußiſchen Bank ſchon Vorkehrungen 
Bande eines neuen Bankſyſtems, hoffentlich im Sinne vollſtändiger 

ankfreiheit 


i iniſter antw i ich iſt, auswei „v. Boehn zu Cöslin den königl. Kronenorden dritter Klaſſe, dem 
Der Finanzminiſt ortet, ſoweit er verſtändlich iſt, weichend | Ginnebmer Hedding zu Lennep den rothen Adlerorden vierter Klasse, dem 
Verwaltungsk evangel. Pfarrer Goercke i 
5 en Ritter des königl. Hausordens von Hohenzollern und dem Schulwärter Friedr. 
Stegmann beim Raths⸗Gymnaſium zu Osnabrück das allgemeine Ehren⸗ 


560 zeichen verliehen. 


und Dr. Hammacher zieht ſeinen Antrag zurück. 

Der Etat der Landesbank zu Wiesbaden, deren 
(16,010 Thlr.) aus dem Fond der Landesbank bestritten werden, 
der preußiſchen Bank genehmigt. 

Der Etat der Münz⸗Verwaltung weiſt eine Einnahme von 265, 
Thlr. auf (193,627 Thlr. mehr), die Ausgaben ſind ebenſo groß, ein Ueber⸗ 


Hannover und Frankfurt a. M. Abg. Dr. Ahlemann: Durch die mangel⸗ 
hafte Werthbeſtimmung der deutſchen Münze in den Herzogthümern entſtehen 
große Mißſtände für den Privatverkehr. 

Regier.⸗Commiſſar Meinicke: Das Werihverhältniß des preußiſchen 
Thalers zum däniſchen iſt nach dem allgemein im Verkehr angenommenen 
und gebräuchlichen Verhältniß beſtimmt worden. 
ſelbſt hat das Verhältniß von 4 däniſchen Thalern zu 

richtige anerkannt. Der größere Fuer dere allein, iſt nicht maßgebend, ſon⸗ 


dern auch der Werth, der einer Münze e rd. 8 
Ab a chmidt Seite fragt . 5 ob — die Münzprägung in Berlin 
centraltfiren wolle, oder ob die Abſicht beſtehe, die Münzen in Hannover und 
Frankfurt auch in Zukunft beſtehen zu laſſen. 

Reg⸗Commiſſar Meinicke erwidert, daß mit Rückſicht auf die durch die 
Erweiterung des Staates nöthig gemachte vermehrte Prägung vorläufig jene 
Münzen allerdings beſteben bleiben müßten. Auch würden dieſelben jo bald 
nicht zu entbehren ſein, da bei der vorausſichtlich in nicht zu langer Zeit ein⸗ 
tretenden allgemeinen Münzreform auf die Möglichkeit einer recht raſchen Um⸗ 
prägung Bedacht genommen werden müſſe. 

ie Berathung wird unterbrochen, da das Wort ſich erbeten hat: 

Handelsminister Graf Itzenplitz: Ich habe dem Haufe zwei Geſetzent⸗ 
wurfe zu überreichen, die ſich auf den Bau von zwei Eiſenbahuen beziehen; 
es ſind dies die zwei erſten, aber nicht die letzten (Heiterkeit). — Die eine be⸗ 
trifft die Bahn von Gotha nach Leinenfelde. Für dieſe Bahn war früher 
ſchon eine Zinsgarantie vom Staate übernommen worden; es war dabei aber 
ein feſter Cours von 90 Procent vorausgeſetzt worden, den die Geſellſchaft 
aber nicht erreichen konnte. Da die Geſellſchaft deshalb nicht bauen konnte 
oder wollte, der Bau der Bahn im Intereſſe der betreffenden Landestheile 
aber ſehr wünſchenswerth iſt, mußte auf andere Mittel geſonnen werden, um 
die Cousdifferenz zu decken. Die Koburg'ſche Regierung hat ji nun bereit 
erklärt, die Summe von 230,000 Thlrn. zu übernehmen, und die Bitte an 
Preußen gerichtet, eine gleiche Summe zu übernehmen, für den Reſt werden 
die betreffenden Städte aufkommen. Ich bitte nun um die Bewilligung des 
Hauſes dieſe Summe aus den Mitteln, die vorhanden find in dem Ueberreſte 
des ehemaligen Eiſenbahnfonds zu entnehmen. — Fur dieſe hüchft einfache 
Sache beantrage ich Schlußberathung. Die andere 715 betrifft den 
Bau einer Bahn von Trier nach Call. — Auch für dieſe Bahn hat der 
Staat früher ſchon die Zinsgarantie auf Höhe einer beſtimmten Summe über⸗ 
nommen; da ſich die Koſten jedoch, in Selle einer höheren Grundentſchädigung, 
größer herausgeſtellt haben, will die Gejellihaf. den Bau nicht eher in Angriff 
nehmen, als bis auch für dies Plus die Zinsgarantie übernommen wird. — 
Da auch der Bau dieſer Bahn ſehr wichtig iſt, bitte ich Sie, das Geſetz zu 
enehmigen und daſſelbe zur Prüfung den vereinigten Commiſſionen für 
bapvel und für Finanzen zu überreichen. 

Vicepräſident v. Köller ſchlägt vor, auf den Vorſchlag des Miniſters 
einzugehen und das erſte Geſetz zur Schlußberathung zu ſtellen. 

Abg. Dr. Hammacher beantragt, auch dies Geſetz den vereinigten Som: 
miſſionen für Handel und Finanzen zu überweiſen und wird durch die 
Abgg. v. Unruh und Krieger unterſtützt. — Die Abgg. Heiſe und Graf 
Wintzingerode bleiben bei dem Antrage auf Schlußberathung ſtehen, 
um fo ſchnell als möglich fertig zu werden, während der Handelsminiſter 
auch gegen vie Ueberweiſung an die Commiſſion nichts einzuwenden hat. — 
Die Majorität entſcheidet ſich für die Ueberweiſung an die genannten Com⸗ 
miſſionen für beide Geſetze. 

Es wird in der Berathung des Münz⸗Etats fortgefahren und derſelbe 
unverändert genehmigt, nachdem ſich die Regierung auf den Wunſch des Abg. 
Duncker bereit erklärt hat, den Bauplan für das neue Münzgebäude zur 


Prüfung vorzulegen. ; 

Es iſt unterdeß 3 Uhr geworden; im Haufe wird es finfter, der Ruf 
nach Vertagung wird laut. — Da übernimmt Präſident v. Forckenbech 
ſchnell wieder den Vorſitz und bittet die Mitglieder, da doch in Aller Inter⸗ 
eſſe die baldige Beendigung der Etatsberathung liegen müſſe, wenigſtens bis 

Uhr auszuharren; er ſpricht ſich dafür aus, die Sitzungen nie über 4 Uhr 
auszudehnen. — Das Haus beruhigt ſich dabei und fährt in der Berathung 
fort. — Die Journaliſtentribüne erhält jetzt Licht, ebenjo die Stenographen 
des Hauſes; der Saal bleibt finſter und wird immer finſterer. 

Der Etat der Staatsdruckerei wird ohne Debatte genehmigt. 

Es folgt der Etat der Porzellan⸗Manuſaktur. Das Ordinarium 
wird ohne Debatte bewilligt. Als Ausgabe⸗Extra⸗Ordinarium find 100,000 
auch Sprite als erſte Rate für Verlegung der Porzellan⸗Manufaktur 

oiltenburg. 

Der Ag. b. Hennig bat bie Anträge geſtellt: 1) dieſe 100,000 Thaler 
abzuſetzen; 2) die Staatsregierung zu erſuchen, die baldige Auſhebung der 
Porzellan⸗Manufaltur zu veranlaſſen. a - 

(Es werden nun auch die Kronleuchter im Saale angezündet, 
ſtets ſehr lange Zeit in Anſpruch nimmt, ſo daß die Anzündun 99.20 
men erſt kurz vor Schluß der Sitzung beendet ift. Ein großer Theil 8 2 
geordneten verwendet meiftentheils feine Hauptaufmerkſamkeit auf das Beob⸗ 
achten diefer, für den betreffenden Diener ſehr schwierigen und anſtrengenden 
Operation. Mit Ausruſen der Freude wird es meiſt 1 92 wenn ein Arm 
der Gaskrone nach langem Sträuben ſchließlich doch noch Feuer 1 

Abg. v. Hennig motivirt ſeine Anträge. Der Staat habe gar kein In⸗ 


was jedoch 
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Die däniſche Regierung 
3 preußiſchen als das 


tereſſe daran, die Porzellan⸗Manufactur noch länger zu erhalten. 
ſei nicht dazu da, Gewerbe zu treiben, am allererigften aber 
m. noch zuſetzen müſſe. Die Porzellan⸗Manufackur bringe nicht ein 
mal die 
aber erfülle ſie auch in künſtleriſcher 
der ſein ſolle, der Privat⸗Induſtrie als Vorbild zu dienen. Sie werde in 
ihren Erzeugniſſen, was künſtleriſchen Werth und relative Billigkeit anbetrifft, 
von der Privat⸗Induſtrie übertroffen. Man möge das Inſtitut eingehen 
laſſen; wenn man dies aber wolle, dürfe man auch nicht erſt noch große 
Summen für die Verlegung bewilligen. 


und bittet um Ablehnung der Hennig'ſchen Anträge. 
im Intereſſe des Erwerbes, ſundern des Unterrichts da und bezwecke d 
Fortbildung der Kunſt. Er glaube, daß fie dieſen Zweck erfülle. 
legung der Porzellan⸗Manufactur ſei aber durchaus nöthig; denn der Vetrieb 
eines ſolchen Fabrik-Etabliſſements ſei eine Beläſtigung und Beeinträchtigung 
5 Umgebung, zumal in einer jo belebten Gegend, wie die fei, in der fie 
jetzt liege. 


und weiſt durch ein weitläufiges Rechen⸗Exempe 
Aufmerkſamkeit ſchenkt, nach, daß ſich das Anlage⸗Capital nicht berzinfe, 
Außerdem beſtänden für andere Gewerbe gleichfalls keine ſolchen Inſlitute; 
es ſei gar kein Grund vorhanden, gerade für die Porzellan⸗Fabrikation aus 
der Staatskaſſe zuzuſchießen. 


nig'ſchen Antrages, Ab ſetzung der 100,000 Thlr., abgeſtimmt. 
linke Seite des Hauſes und ein Theil des Centrums, dage 
Seite und ein Theil des Centrums. 
gezählt. € 
100,000 Thlr. mit 162 gegen 141 Stimmen angenommen ift. 


ſchuß ift nicht vorhanden. Es werden fortan drei Münzen arbeiten: in Berlin, | atme und General⸗Conſul für das Königreich Pieußen 
en und ha 


der auswärtigen Angelegenheiten überreicht. — 

mas zum Geh. Kanzlei Seer. im 

tigte Dr. Adolph Küttge iſt zum 
D 


des] vom 4. December. De 
Schreiben des preußiſchen Kliegs n 
Militär: Ausgaben durch die hohen Korn» und Fouragepreiſe; daſſelbe wurde 
an die Ausſchüſſe für das Lindheer und das 
ferner vor 
abgeſchloſſenen Vertrage über geſchloſſene 
ſchuß für Eiſenbahnen verwieſen wurde; 
deutſchen Regierungen, 
vom Großherzogthum Sachſen, betreffend 3 
nach Anhörung des IV. Ausſchuſſes, daß das beantragte Verbot der Einfuhr von 
Rinddieh aus Oeſterreich und Rußland nicht zu erlaſſen; daß allgemeine Quaran⸗ 
taine Maßregeln nicht einzuführen, dagegen 1 
behalten und mit Strenge durchzuführen; daß eine allgemeine Verordnung 
über Desinfection der zum Viehtransport benutzten 
laſſen; daß die kaiſerlich ruſſiſche Regierung dur 
ſidiums zu erſuchen, der Verbreitung der Rinderpeſt in den Steppen eine be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden, 
bruch und Stand der 0 
der ad hoe verſtärkte Ausſchuß für 3 
eines Giſetzes zur Verhütung und 
ſei. — 
Zinſen, zur Ausſchuß⸗Berathung verwieſenen Antrag des Kanzlers, 
betreffend den auf dem Realeredit 
für Handel und Juſtizweſen Bericht. 
handlung hervorgetretenen Bedenken Br 
digkeit einer einheitlichen Hypotbeleh eſetz 5 70 
für jetzt den auf die Hppolbeken dn ung 5 
znrück, fi unter dieſen 1 eine beſchleunigtere Erledigung deſſelben 
auf dem Wege der Landesge 

N ll eine 

Vorſchläge machen ſollen. 
deulſchlund, 5 = Luxemburg wurden genehmigt. 
Ausſchuß für Eifenbahn 
Sg Staats⸗Eiſenbahnen wurde 
— Auf Anlaß eines 
ſchläge des Ausſchuſſ 
Bundesgeſetzblattes 
Endlich wurde eine 


Berichten verſchiedener Blätter über den vielbeſprochenen, nunmehr voll⸗ 
ſtändig beigelegten Vorfall in der Budgetcommiſſton geht der „N. -Z.“ 
nachträglich folgende Darlegung des Sachverhalts zu: 


Der Staat 
ſolche, bei 


inſen für das Grundſtück, geſchweige denn Ueberſchuß. Außerdem 
eziehung ihren Zweck nicht, der doch 


Der Regierungs⸗Commiſſar tritt dieſen Ausführungen 4 | 
Das Inſtitut ſei n u 


Die Ver⸗ 


Abg. Glaſer bekämpft die Anträge des Abg. v. Hennig, indem er bes 


. daß die Porzelanmanufactur viele Vortheile, aber durchaus keine 


achtheile bringe. F 
Ab. Dr. Engel erklärt die Anträge des 4 v. Henni 
„dem das 


für begründet 
aus jedoch wenig 


Finanzminiſter b. d. Heydt bittet um Bewilligung der Verlegungskoſten. 


Die jetzigen Localitäten hätten, wenn ſie geräumt würden, mindeſtens denſel⸗ 
ben, wo möglich noch größeren Werth wie früher. 
rathen, ein ſo altes, don Friedrich dem Großen gegründetes Inſtitut nicht 
ohne Weiteres bei Seite zu werfen. Man dürfe daſſelbe nicht von blos kauf⸗ 
männiſchem Standtpunkte betrachten. 


Er hält es auch für ges 


Der Schluß wird angenommen; es wird über den erſten Theil des Hen⸗ 
Dafür die 
en die rechte 
g Da das Reſultat zweifelhaft iſt, wird 
Es ergiebt ſich, daß der Antrag Hennig auf Streichung der 


Der zweite Theil des Antrages, betreffend die Aufhebung der Porzellan⸗ 


Manufactur, wird gleichfalls angenommen. 


Schluß der Sißung 4% Uhr. — Naächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. 


Tagesordnung: 1) Reſt der heutigen Tagesordnung (Fortſetzung der Budget⸗ 
Berathung); 2) Antrag der Geſchäfts⸗Ordnungs⸗Commiſſion in Betreff der 
Eidesweigerung der Abgg. Ahlmann und Krüger; 3) Kalenderſtempel⸗ 
Geſetz; 4) Wahlprüfungen. 


Berlin, 6. Decbr. [Amtliches.] Se. Majeflät der König hat 


dem ſeitherigen Juſtizminiſter, Staatsminiſter Grafen zur Lippe, unter 
Belaſſung des Titels und Ranges eines Staats miniſters, die nachgeſuchte 
Dienſtentlaſſung ertheilt und den ſeitherigen erſten Präfidenten des hieſigen 
Ober⸗Appellationsgerichts, Dr. Leonhardt, zum Juſtizminiſter ernannt. 


Se. Maj. der König hat dem Geh. Juſtiz⸗ und Appellarionsgerichts⸗Rath 
Steuer⸗ 


zu Zarben im Kreiſe Greifenberg das Kreuz der 


Carl Eggert iſt von dem Präſidenten der Republik Peru zem Ges 
ernünnt wor⸗ 

in erſterer Eigenſchaft kürzlich fein Creditid ver Hrn. Minister 
De . Kanzlei en 

i . Kanzlei⸗Inſpector, und det u Aſſiſtent 0 

ar Elsner iſt zum Geh — . .— 2 eaatSminiferium eure ee g 
Der im literariichen Bureau des königlichen Staats⸗Miniſteriums beſchäf⸗ 
Director dieſes Bureaus ernannt worden. 

Tönning iſt zugleich zum Notar im Depar⸗ 


Hr. 


er Rechtsanwalt Hanken in 


des Appellationsgerichts zu Kiel, mit Anwei 5 
— rm worden. x eiſung feines Wohnſißes in 


Berlin, 6. December. [Se. Majeſtät der Kön 


ig] nahmen 


heute die Vorträge des Polizei⸗Präſidenten und des Miniſters des köͤnig⸗ 
lichen Hauſes entgegen, empfingen militäriſche Meldungen, den Adjutan⸗ 
ten des Herzogs von Sachſen⸗Meiningen, Oberſt von Eglofflein, den 
General à la suite von Werder und den bisherigen Juſtizminiſter 
Grafen zur Lippe. 


(St.⸗Anz.) 

[Aus der Sitzung des Bundesraths des norddeutſchen Bun⸗ 

Das Baer machte Mittheilung von einem 
⸗Miniſterums, betreffend die Steigerung der 


echnungsweſen verwieſen; — 
dem zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und Oeſterreich am 30. v. M. 
Poſttranſite, welcher an den Aus⸗ 

endlich von der Zuſtimmung der ſüd⸗ 
Reis zur Privatlagerung zuzulaſſen. — Auf die Anträge 
die Rinderpeſt, beſchloß der Bundesrath 


die bisherigen localen Verbote beizu⸗ 


Eiſenbahnwagen zu er⸗ 
ermittelung des Prä⸗ 


und die preußiſche Regierung vom Aus⸗ 
Seuche in laufender Kenntniß zu erhalten; endlich, daß 
oll⸗ und Steuerweſen mit Entwerfung 
Tilgung der Seuche zu beauftragen 
Ueber den zugleich mit dem Geſetze, betreffend die vertragsmäßigen 
laſtenden Druck, erftatteten die Ausſchüſſe 
den ſchon in der Ausſchuß⸗Ver⸗ 
über die Competenz und über die Schwie⸗ 
nahm der Bundeskanzler 
ezüglichen Theil ſeines Antrages 
engedung verſprechend. In Betreff des Hypo⸗ 
BR beſchloſſen, über welche die Ausſchüſſe 
ie Poſt⸗Verträge vom 23. v. Mis. mit Süd⸗ 
Ein von dem 
Reglement über das Verhältniß der 
demnächſt auf 8 Jahre angenommen. 
Antrages der Waldeck'ſchen Regierung wurden Vor⸗ 
es 2 m an und e e Mabie en des 
den Regierungen zur Ber igung empfohlen. 
Anzahl von Beiltionen erledigt. A (St. 9555 


herprälident Graf Bismarck] if geſtern Abend | 


— 


entworfenes 


[Der Mini 


mit dem Hamburger Schnellzuge zum Grafen Schimmelmann zur 
Jagd gefahren, 


von wo er am Sonntag zurückerwartet wird. 


[ale präfident des hieſigen Stadtgerichts] wird uns 


5 präli 
nunmehr mit einiger Sicherheit der Kkeisgerichts⸗Oirector Schulz zu 
Here 


wie verlautet, den nachgeſuchten Abſchled erhalten. 


genannt. | 
er Geh. Regierungsrath Bertram] zu Potsdam hat, 


[Der Vorfall in der Budgeteommiſſion.] Gegenüber den 


In der Budgetcommiſſion führte der Abg. Tweſten am 29. November 


unter Anführung der im vorigen Jahre bei der Berathung des Abgeordneten⸗ 
bauſes abgegebenen Erklärungen der Minifter, der in der damaligen Vorlage 
der Regierung aufgeftellten 
aller Slam: | W 


der erforderlichen Summen und der 


erechnun N N 
elder ausſchließlich zum Zwecke der mili⸗ 


orte des Creditgeſetzes aus, daß die 


täriſchen Vertheidigung des Landes gefordert und bewilligt ſeien und daß die 
Regierung daher die 25 Millionen für den 
Herzog von Naſſau nicht aus dieſem Credit habe entnehmen dürfen, wobei 
er ſich der bekannten Ausdrücke bediente. Der 
Aeußerungen entgegen und vertheidigte dann die abgeſchloſſenen Vertrage, 
worauf ſpäter im weiteren Verlaufe der Debatte Herr 


nig von Hannover und den 
iniſter⸗Präſident trat dieſen 


weiten feine. Aus 


Führungen nochmals begründete. Der Miniſter⸗Präſident hielt ſich für belei⸗ 
digt, verließ die Commitfion und verlangte ſchriftlich von dem Vorſitzenden 
der Commiſſion, Herrn Stavenhagen, eine Remedur. Letzterer antwortete, daß 
er in den Aus führungen keine perſönliche Beleidigung gefunden, daß Niemand 
der Commiſſion eine Rüge beantragt habe, und daß eine ſolche nach ge⸗ 
fölofjener Berathung nicht mehr von ihm 8 werden könne. Noch ſpät 
am 29. wendete ſich Graf Bismarck schriftlich an Herrn v. Forckenbeck und ver⸗ 
gte von dieſem als Präſidenten des Abgeordnetenhauſes ein Einſchreiten, 
fei es im Plenum, ſei es in der Budgetcommiſſion, indem er erklärte, ohne 
Schutz gegen perſönliche Vorwürfe, wie fie in der Commiſſion erhoben wor⸗ 
den, nicht mehr als Minifter mit dem Haufe verhandeln zu können. Auf 
eg dieſes Schreibens richtete Herr Tweſten an Herrn v. Forckenbeck 
einen Brief, in welchem er das Recht wahrte, jederzeit auszuführen, daß die 
Regierung der Landesvertretung gegenüber gegebene Zuſicherungen oder Ge⸗ 
ſetze verlezt habe, und erklärte, daß ihm jede Abſicht einer Beleidigung ferne 
gelegen habe. Herr v. Forckenbeck theilte das dem Herrn Minifterpräfidenten 
mit, lehnte eine Einmiſchung ſeinerſeits als Präfivent des Abgeordnelenbauſes 
als nicht zulaſſig ab, erbot aber zu privater Vermittelung. 
Da Graf Bismarck jetzt beſonders berdordob, daß ihm oder 
der Regierung der Vorwurf des Vertrauensbruches gegenüber der 
Landesvertretung gemacht ſei, fügte Herr Tweſten feinem erſten Schrei⸗ 
ben an Herrn v. Kordenbed noch hinzu, daß er das Wort „Bruch des Ver⸗ 
trauens“ im objeckiven Sinne auf das Verfahren gegen die Vorausſetzungen 
des Abgeordnetenhauſes gebraucht und auch damit keine Beleidigung beabſich⸗ 
tigt habe. Da Herr v. Forckenbeck geſprächsweiſe geltend gemacht hatte, 
daß in der Budget⸗Commiſſion Niemand eine perſönliche Beleidigung in den 
Ausführungen gefunden, vielmehr die Commiſſion gleich darauf Hrn. Tweſten 
einſtimmig zum Referenten in derſeſben Angelegenheit ernannt habe, obwohl 
e fat zur Hälfte aus conſervativen Mitgliedern beſtand, erklärte ſich Hr. von 
Bismarck für erg wenn die Budgelcommiſſion conſtatire, daß fie durch 
die Wahl Tweſtens zum Referenten ſich den gebrauchten Ausdruck Ver⸗ 
trauensbruch nicht habe aneignen wollen. Die Commiſſion wurde demzufolge am 
1. December berufen und obgleich einige Mitglieder es für unzuläſſig hielten, 
eine Erklärung über die Motive einer Wahl abzugeben, beſchloß die große 
Mehrheit doch, die gewünſchte, nach ihrer Anſicht ſelbſtverſtändliche Erklärung 
u geben, daß mit der Wahl des Berichterſtatters keine Aneignung jenes 
usdrucks beabſichtigt ſei. Herr Tweſten war in der Commiſſtonsſitzung nicht 
erſchienen; ſowohl ſeine Ecklärungen gegenüber Herrn v. Forckenbeck, wie die 
Schreiben des Herrn Miniſter⸗Präſidenten wurden darin verleſen. 
O. C, [Die Dotationsfrage und die Laauenburgſche.] Mit Rück⸗ 
* auf die mitgetheilte Abſicht der Fortſchrittspartei, die Entſcheidung der 
otationsfrage bon der Erledigung der Lauenburgiſchen abhängig zu 
machen, hören wir, daß auch der Correferent Abg. Leſ fe in der Commiſſion 
auf den Connex der beiden Fragen aus rechtlichen und finanziellen Gründen 
175 hat. Die Stellung des Staatsoberhauptes fer in dieſer Beziehung 
noch nicht klar geſtellt und ebenſo ſei zu berüdjichtigen, daß etwaige Ueber: 
ſchuſſe aus der Lauenburgiſchen Verwaltung zum Kronfideicommißfond fließen. 
Der Abg. Tweſten theilte dieſe Auffaſſung des Correferenten. Nachdem in⸗ 
deſſen der Herr Finanzminiſter in Abrede geſtellt, daß Ueberſchüſſe aus der 
Lauenburgiſchen Verwallung vorhanden ſeien, und überhaupt die Erklärungen 
des Finanzminiſters in Bezug auf die zu erhoffende baldige Reguk rung der 
Lauenburgiſchen Frage nicht ungünſtig lauteten, ſo nahm der Correferent 
davon Abſtand, die Bewilligung der Dotation von dem Eintritt Lauenburgs 
in die Realunion abhängig zu machen. Es wäre in hohem Grade zu wün⸗ 
228. daß die e dieſe Delegenbeit benützte, um die endliche Er⸗ 
a Lauenburgiſchen Sache herbeizuführen und baldigſt dem Landtage 
davon Mittheilung zu machen. Die Dotationsfrage würde ſich dadurch mer 
ſentlich vereinfachen. — In rechllicher Beziehung iſt noch zu bemerken, 
daß die Motivirung der Dotationsvorlage durch den geſteigerten Ertrag der 
Domänen von manchen Mitgliedern der Commiffion entfhieben bekämpft 
wurde, da dieſe Frage durch die Verordnung vom 17. Januar 1820 definitiv 


erledigt ſei. ; : 
ſchleswig⸗bolſteinſchen Landes⸗Archive.] Von den Abgg. 
5 ancke und Gen. iſt zum Etat des Staatsminiſteriums beantragt 


nen ® 
Ar a Pflitung zur 


an der : „ob und 
preußiſche Regierun Dan der lb für CH um 13. a 72 er 
n Weſtpreußen vorgekommenen Grengber« 


damit unbedingt als 
die Ueberweiſung der 


nur ſtipulirte Satz von 175 Thalern wohl in den nächſien Jahren für 
den erſten Stag . ung herbeiführen, 
Inden, it 833 eine beträchtliche ſinanzielle . fleinen Für: 
und Herzogthümer ; eiterungs⸗ und 
Neubauten von Kasernen. eee e x. ſich da⸗ 
eradezu als g 8 
durch geradezu als unerläßlich und unauſſchiebbar herausstellen. Für 
einige dieſer kleinen Staaten hat übrigens die Verlegung ihrer Contin⸗ 
gente in preußische Garnifonen und deren Ersetzung durch preußische 
Truppen bereits begonnen und dem Vernehmen nach foll dieſelbe Maß⸗ 
regel auch auf einige Truppentheile des XII. (ſächſiſchen) Corps eine An⸗ 
wendung finden. Für dieſen Winter befinden ſich eine große Zahl von 
erſuchen mit neuen Feuerwaffen und ſonſtigen neuen militäriſchen Er⸗ 
indungen in Ausſicht genommen. Die Verfuche mit den neuen Gratlis 
onen und Mitrailleufen zählen zu denſelben. Dem Vernehmen nach 
ſoll ſich unter den verſchledenen Formen dieſer neuen Handfahrgeſchütze 
auch eine neue Erfindung des Geh. Commiſſtonsrathes von Dreyſe be⸗ 
1 und beruht hierauf wahrſcheinlich die von verſchiedenen Seiten ver⸗ 
autete Nachricht, daß deſſen ſchon um 1856 erfundene und wenigſtens 
e damals auch bereits einzelnen preußiſchen Bataillonen beige⸗ 
engen wamaſelen wieder bei der preußiſchen Infanterie eingeführt wer: 
1 x en. Uebrigens haben dieſe gegenwärtig als Wallbüchſen an 
5 vertheflten kleinen Geſchütze 1864 vor Düppel eine fo voll: 
ausreichende Ernſiverwendung gefunden, um neue Verſuche mit 


3439 

denſelben als durchaus überflüſſig erſcheinen zu laſſen. Bei den feit Ans 
fang vorigen Monats in Verſuch genommenen gezogenen Mörfern hat 
ſeit langer Zeit zum erſtenmal wieder die Geſchützbronce eine An⸗ 
wendung gefunden. Das Laden derſelben erfolgt ganz ähnlich wie bei 
den preußischen gezogenen Geſchützen vom Bodenſtück aus und beſitzt das 
Rohr einen Keilverſchluß. Das Ergebniß der bisher mit dieſen Mörfern 
angeſtellten Verſuche wird als ein überaus günſtiges bezeichnet und nicht 
minder ſollen ſich die für dieſe Mörfer ebenfalls neu conſtruirten Lavet⸗ 
ten bis jetzt vollkommen bewährt haben. Die Verſuche mit dieſer, na⸗ 
mentlich für die Küſtenvertheidigung und den Belagerungskrieg bedeut⸗ 
ſamen neuen artilleriſtiſchen Erfindung werden natürlich noch längere Zeit 
fortgeſetzt werden. 

Danzig, 5. Decbr. [Marine.] Sr. Maf. Fregatte „Niobe“ 
it am 12. v. M. in Funchal angekommen. — Zum Frühſahr ſoll die 
Panzerfregattte „Kronprinz“ zunächſt in Dienſt geſtellt und die See⸗ 
tüchtigkelt derſelben auf einer größeren Fahrt erprobt werden. 

(Weſtpr. Ztg.) 
Defterreich 

Aus Nordöfterreih, 5. December, [Der Conflict mit 
Ungarn. — Polizeidespotismus in Böhmen. — Langie⸗ 
wiez in Galizien erwartet.] Wie vertrauliche, gut unterrichtete 
Briefe aus Ungarn mittheilen, dürften dort die gegenwärtigen Dinge 


nur mühſam bis zum Eintritt des Frühlings zuſammenhalten. Das 8 


Miniſterium Andraſſy verliert täglich an Terrain, während die Reihen 
der Separatiſten ſich fortwährend verſtärken, und der Pefler Regierung 
und dem ſogenannten Ausgleich mit Defterreih gegenüber eine ſtets 
drohendere Stellung annehmen. Die über ganz Ungarn verzweigten 
Honvedvereine arbeiten mit allem Nachdruck, „damit das ungarische 
Volk das Verlangen nach einer eigenen nationalen Armee ſtets lauter 
erhebe, welche die „wirkliche, einzige Stütze der Freiheit Ungarns ſei!“ — 
Selbſt unter den außerhalb Ungarns ftationirten ungariſchen Regimen ⸗ 
tedn — zumal unter den Huſaren — haben die Honvedvereine geheime 
Verbindungen angeknüpft, um dieſelben für die Nationalidee zu gewin⸗ 
nen, und im opportunen Moment von Oeſterreich abzukehren. Das 
Wiener Kriegsminiſterium erläßt gegen dieſe gefährliche Propaganda eine 
ganze Reihe geheimer Circulare an die Truppen u. Regiments⸗Commandeure, 
aber dieſes Mittel verfängt ſelbſtoerſtändlich wenig. Vas ganze Treiben der 
magyariſchen Bewegungspartei hat eine frappante Aehnlichkeit, mit dem, wel⸗ 
ches der Revolution von 1848 vorherging. — Aus Prag und Böhmen über- 
haupt wird fortwährend über einen Polizeidespotismus geklagt, wie die⸗ 
ſer ſelbſt zur Zeit des berüchtigten Bach nicht ärger geweſen. Gie 
dürften bereits wiſſen, daß unlängſt am Jahrestage der Weißenberger 
Schlacht einige boͤhmiſche Damen einen Erinnerungskranz an die beſieg⸗ 
ten boͤhmiſchen Proteftanien auf dem Schlachtfelde niedergelegt, wofür 
ſie ſofort polizeilich verfolgt wurden. Wie nun heute aus Prag ge⸗ 
ſchrieben wird, find wegen jener „regierungsfeindlichen Demonſtration“ 
die Damen Sophie Podlipka und Fräulein M. P. zu 48ftün- 
digem Arreſt verurthellt worden. Ein ſlaviſches Blatt macht 
hierzu folgende treffende Bemerkung: „Es iſt wirklich merkwürdig, 
was Alles gewiſſen unliebſamen Perſonen — oder richtiger geſagt 
„den an die Wand gedrückten Nationen“ als Verbrechen, Vergehen 
oder Uebertretung angerechnet — und als Glorificirung der Revolution 
bezeichnet wird! In Arad feiert man die 1849 hingerichteten Inſurgenten⸗ 
Generale, als Märtyrer, laßt Seelenmeſſen leſen — das iſt loyal —in Wien 
werden den im März 1848 Gefallenen Denkmäler errichtet — das iſt in der 
Ordnung; in Prag legen einige patriotiſche Damen auf dem weißen 
Berge — wo die boͤhmiſchen Proteſtanten ihres Glaubens wegen die 
Schlacht gegen die kaiſerlichen Katholiken ſchlugen, einen Kranz nieder, 
und das ſoll eine Feindſeligkeit gegen die Regierung fein? — Ja Ga⸗ 
lizien geſtalten die Dinge ſich täglich ſonderbarer. So wird in Kra⸗ 
kau und Lemberg der Ebef der fängſten polniſchen Inſurrection, 
Langiewicz, erwartet, der auch feinen Frieden mit der öͤſterreichiſchen 
Regierung geſchleſſen hat! In Galizien heißt es, Langiewicz fei zum 
„Ober⸗General“ der „polniſchen Landwehr“ beſtimmt, falls es im Früh⸗ 
jahr gegen Rußland ginge. 


Literariſches. 

„ Sammlung gemeinverſtändlicher wiſſenſchaſtlicher Vorträge, 
herausgeg. bon R. Virchow und Fr. v. Holkendorff. (Berlin, Lüde⸗ 
ritz ſche Berlagsbuchhandlung.) Die erſte Serie (Heft 1— 24) dieſes ebenſo 
wohlfeilen als gemeinnützigen Unternehmens iſt ſeit geraumer Zeit vollendet. 
Von der zweiten Serie (Heft 25—48) liegen bereits 13 Hefte vor, welche 
folgende Vorträge enthalten: Die Stadtverwaltung der City von London 
v. R. Gneiſt, Wilhelm von Oranien, der Befreier der Niederlande v. E. 
Trauttwein von Belle, Sehen und Seborgan von A. v. Gräfe, Ueber 
die Bedeutung des Maſchinenweſens für die Landwirthſchaft von E. Perels, 
Waifenpflege und Waiſenkinder in Berlin von R. Zelle, Ueber den Einfluß 
des Klima's auf den Menſchen von Z. Oppenheimer, Die deutſche Kunſt 
und die Reſo mation von A. Woltmann, Ueber die Anwendung der 
ſchmerzſtillenden Mittel und des Chloroforms von O. Weber, Die Ent⸗ 
wickelung der Handelsgeſellſchaften von W. Endemann, Bedeutung und 
Werth der Schutzpockenimpfung von H. Bohn, Algier v. W. Wattenbach, 
Ueber die Todesstrafe von R. C. John, Pompeji von H. Niſſen. Die 
Vorträge, deren jeder ein in ſich abaeſchloſſenes Ganze bildet, erſtrecken ſich, 
wie aus Vorſtehendem zu erſehen, über die verſchiedenſten Gebiete und wer⸗ 
den nicht derfehlen, das Nachdenken anzuregen und den Anſtoß zur Vervoll⸗ 
ſtändigung der eigenen Bildung zu geben, weshalb wir ſie gern empfehlen. 
— Bilige Preis von 5 Sgr. pr. Heft ermöglicht überdies ihre weiteſte 

erbreitung. 


„[Der Volks⸗Atlas von Amthor u. Aalen bietet für 7% Ser. 
24 Karten, 8 3 Karten, welche Totalüberſichten über die Erbräume ges 
ben, Karten der 5 Welttheile (von Amerika 3), 5 Karten für Deutſchland, 
9 der Hauptländer Europas und 1 von Paläftina, ift alſo jo vollſtändige 
als einer unſerer theueren Schulatlanten. Jede Karte enthält ohne Rand 

Q.„Zoll und ift in Farbendruck ausgeführt. Die Terrainzeichnung iſt zwar 
nicht bis ins Einzelne genau, läßt aber gerade deswegen die verſchiedenen 
Erhebungsgebiete deſto beſtimmter unterſcheiden; beſonders rühmenswerth iſt 
die Manier der Bergzeichnung, welche die Bergketten fait plaſtſſch hervortreten 
läßt. Die Karte enthält eine verſtändige Auswahl von Orten, und deren 
Namen find mit fo deutlicher Schrifi gedruckt, 21 ſie auch für ſchwächere 
Augen lesbar find. Demnach kann dieſer Atlas mit Recht empfohlen werden 
und muß man den Verfaſſern wie der Verlagsbandlung für dieſes bedeutende 
Förderungsmittel der geographiſchen Kenntniß unter unſerem Volke von Her⸗ 
zen dankbar ſein. 


8s [Literarifces.] Nächſtens wird vom Grafen Stillfried eine 
Chronik der Burg Hohenzollern, reich ausgeſtattet mit Holzſchnitten 
aus ſeinen Alterthümern, erſcheinen, worin zugleich die erſten auprojecte 
aus den 30ger Jabren und intereſſante von Friedrich Wilhelm IV. an den 
Grafen Stillfried ſchriftlich gemachte Bemerkungen über den Bau zur Erwäb⸗ 
nung gelangen ſollen. Auch werden in dem neuen Werke alle Berfonen 
namhaft gemacht werden, welche an dem in den Jahren 1846—1867 ausge⸗ 
führten merkwürdigen Bau direct oder indirect Antheil genommen oder den⸗ 
jelben gefördert haben. 


Provinzial - Beitung. 


Breslau, 6. Dec. [Handwerker⸗ Verein.] G bend fand, 
wie bereits angekündigt, die erſte Vereinsſitzung . — 


„Nikolaiſtadtgraben Nr. 5, ſtatt. Der Saal l 
. 8 Vorſitzender eröffnete die Verſummlung mit einer 


influ 
4 — den Wee dar, 


langung der geiſtigen Bildung ſeien; wie 
ö ht 


„ 


Geſchichtsmaterials, wie der Bibelſprüche, Kernlieder ꝛc. beſtehen laſſe. Die Haupt⸗ 
age ſei, 1 — e . 81 — . Har — nad 
inneren Geſetzen erfolge. \ e eigentliche Frucht der Matbematı 
und der Naturwiſſenſchaften die Kenntniß der Geſe 50 durch 


keit di i 
enken auch auf das 5 7 a 


einzelt und pribatim und in der Prcſſe betrieben, aus den wenigen Zuhörern 
den beſonders Iekrreihen Volksſchriften Bernſtein s ur Bee 


© Schweidnitz, 5. December. [(Stadtverordnetenwahlen.] Bei 
den in voriger Woche abgehaltenen Stadiverordnetenwahlen hatte ſich nur bei 
7 Wahlen eine Majorität ergeben. Da nun aber in jeder der 3 Wabl⸗Ab⸗ 
theilungen 4, zuſammen 12 Wahlen zur Ergänzung des Coll ⸗giums für eine 
Gſäbrige Wahlperiode zu vollziehen find, jo waren 5 engere Wahlen erſorderliich, 
welche geſtern vorgenommen worden find. Die Wablen haben — Re⸗ 
ſultat ergeben Es wurden gewählt in der 3. Abtheilung Kaufmann Bie⸗ 
ftert, Kaufmann Richard Müller, Reſtaurateur Beyer, Gaſthofbeſizer 
Urban; in der 2. Abtheilung Apotheker Sommerbrodt, Riemer meiſter 
Geisler sen, Particulier Janed, Particuller Bartels; in der 1. Abs 
theilung Rechtsanw. Gröger, Tuchfabrikant Sölter, Seifenfabrik. Schmidt, 
Lithogr. Räte. Da nun im Laufe der letzten beiden Jahre noch 2 Stadtverorde 
nete vor Ablauf ibrer Wahlperiode ausgeſchieden waren, ſo mußten noch zwei 
Erſatzwablen für die Dauer der nächſten zwei Jahre anberaumt worden. Im 
engeren Scrutinium fiel die Wahl auf zwei der Herren, die bereits für die 
ſechsfäbrige Wahlperiode erwählt find, auf den Gaſtbofbeſitzer Urban und 
den Seifenfabrikant Schmidt. Es werden mithin noch zwei Nachwahlen zur 
Ergänzung des Collegiums anzuberaumen fein. Bisher find 9 der früheren 
Stabtberorbneten wieder gewählt worden. Neuwahlen find die der Herren 
Bieſteit, Müller und Beyer. 


Reichenbach, 5. Dec. [Landwirthſchaftlicher Verein. — Das 
Johanniter⸗Krankenhaus.] Der Pente nter chende landwirth⸗ 
ſchaftliche Verein iſt am 15. Januar 1843 begründet worden, und wird d 
im nächſten Monat fein fünfundzwanzigjabriges Stiſtungsſeſt begeben. Der 
Verein hat ſich durch erſprießliche Thätigkeit in landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten ausgezeichnet, und man kann mit Genugthuung auf ſeine Leiſtun⸗ 
gen zurückblicen. Zum Gedeihen des Vereines bat insdeſondere die lange 
jährige hingebende Thätigkeit des Herrn Director Pätzold zu Breslau 
Vorſitzender beigetragen, welcher bekanntlich ſtets an der Spitze der Beſtrebun⸗ 
gen für Förderung landwirthſchaftlichen Fortſchrittes zu finden iſt. 
wärtig beabſichtigt der Verem neue und au empfoblene landwirthſche ) 
Maſchinen und Gerätbe du Zweck anzuſtellender Verſuche anzukaufen und 
nach erfolgter Probe dieſelben wieder im Wege der Auction zu veräußern. — 
Der pro 1866 ausgegebene Jabresbericht des Johanniter⸗ 
beſonders intereſſant, weil das Inſtitut im vergangenen Jahre 
Ordens in ein Kriegslazareib umgewandelt worden war. Die Zahl der ver⸗ 
pflegten Civilkranken war 152. Außerdem wurden, was durch Errichtung 
zweier großer Zelte ermoglicht wurde, 281 verwundete und kranke Krieger 
verpflegt, und zwar Preußen und Oeſterreicher. 237 derſelben Pe 
34 gingen in andere Pflege über, 10 ſtarben. Während des Krieges arbeiteten 
in der Anſtalt 5 Diaconiſſen, 8 Schweſtern der Brüderkirche, 4 Krankenwärter 
und 3 Aerite. Die Rechnung der Anſtalt ſchließt mit Einnahme von 7213 
Tblr. 24 Sgr. 8 Pf., in Ausgabe mit 5312 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf. Neben 
bedeutenden Beiträgen an Geld wurden viel Natural⸗Geſchenke dem Kranken⸗ 
bauſe zugewendet. Das Vermögen belief ſich zu Anfang 1867 auf 16,910 
Thlr. 8 Sgr. 8 Pf. Für die in Ausſicht genommene Gründung eines 
Siechenhauſes wurden von 2 Gönnern Geſchenke von 500 Thlr. und 100 Thlr. 
gemacht. 


% Subrau, 4. Decbr. [Stadtverordneten⸗Wahl. — Amts⸗Ju⸗ 
biläum.j In dieſem Jahre find 11 Stadtverordnete aus der Verſammlung 
nach Brendigung ihrer Amtsperiode ausgeſchieden. Von dieſen find wieder⸗ 
gewählt worden die Herren Müllermeiſter C. Kabiſch, Müller meiſter Ewald 
Dienwiebel, Buchbindermeiſter O. Liebeherr und Bäckermeister S. Bar. 
Dagegen wurden neugewählt: Die Herren Schul⸗Directot Dr. Lundehn, 
Korbmachermeiſter Breitbor, Kreis⸗Thierarzt Vogler, Strumpfwirkerme ſter 
Hübel, Kaufmann R. Hübner, Kaufmann R. Beerel und Deſtillateur 
Domm nich. — Der in dieſer, fo wie in anderen Provinzen allgemein dekannte 
Cbeſ⸗Präſivent z. D. Excellenz v. Frankenderg⸗Ludwigs dorf feiert beute 
das fo ſeltene 60jäbrige Jubiläum als Staatsdiener. Excellenz v. Franken⸗ 
berg⸗Ludwigsdorf iſt deute vor 60 Jahren in den königlich preußiſchen Staats: 
Dienft eingetreten. Mit dem Degen in der Fauft hat der Jubilar dazu beis- 
unfer deutſches Vaterland 1813—15 von dem F emdjoche zu befreien, 
Verdienſte um das Juſtiz⸗ 

vor Allem aber durch d 
Verſammlungen unſeres Va⸗ 
bat es Se. Excellenz nicht 


ankenbauſes i 
auf Beh 2 


getragen, ö 
Excellenz v. Frankenberg hat ſich unvergängliche 
weſen unſerer Nachbar⸗Provinz Poſen erworben, 


babt. — In dieſem Sinne ſind Seitens des 
Privaten = Jubilar die innigfien Gladwünſche nach Berlin — gegenwärtig 
im Herrenhauſe — geſendet worden. 


(Domäne C e Lr 
telung] Die zum ehemaligen Bree rin dem don der Tall Macke ng 
rmine zur anderweiten Verpachtung 
ſeitherigen Domänenpächter Herrn Amts⸗ 
Derſelbe hat am 1. Juli d. J. — 
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Wind 
Therm. Richtung u Allgemeine 
Ort. | zn Reaum. 12 | Dimmele Auch 
eee eee 
nigsber . „ ſchwach. ede 
en . 45 107° IND. ſchwach. Bedeckt. 
— Ratibor == 45 — — 
— Münfter 3314 2,8 S., ſchwach. Trübe. 
rier 828,5 —2, S, ſchwach. Bedeckt, Schnee. 
Flensburg 534.8 5,5 SW. ſ. ſchw. Heiter. 
8 Paris 834,3 „5 WS W., ſchw. Beinahe bedeckt. 
— Haparanda — — — 5 — 
— Helſingfors 335,2 0,5 MEW,, ihm. Bed., Nachts Schnee. 
— Petersburg 336,4 1—2,7 SW., ſchwach. Bedeckt. 
— Moskau — — — — 
— Stockholm — — — | — 
— Skudesnas 334,6 |—1,6 N., friſch. Halb bedeckt. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


De Barsmeierflan del o brd. gu Luft · Wind⸗ 
in Parljer Linien, die Tempera- Tempe- richtung und Welter. 
1 tur der Luft nach Neaumur. rometer. ratur. Stärke. 
Breslau, 6. Decbr. 10 H. A. 327,16 —18) W. 6. Bedeckkt. 
Be, 7. Decbr, EN. Mist 327.32 2,2] W. 1. |; Bededt, Schnee. 


Breslau, 7. Dec. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 9 3. U.⸗P. 3 F. 9 8. 
Eisſtand. 
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Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. 

Karlsruhe, 6. Deebr. In der heutigen Sitzung der Abgeorbneten- 
kammer wurde mit allen gegen drei Stimmen beſchloſſen, den Groß⸗ 
herzog in einer bezüglichen Adreſſe zu erſuchen, noch in dieſer Seſſton 
dem Landtage Geſetzentwürfe vorlegen zu laſſen, welche die Einführung 
der obligatoriſchen Civilehe ſowie der Uebertragung der Civilſtandsregiſter 
an beſondere Beamte bezwecken. 

Wien, 6. December. Die wiederholte Angabe des Londoner Journals 
„Owl“, daß Freiherr v. Beuſt den Beitritt Englands zu einem zwiſchen 
Frankreich und Oeſterreich vereinbarten Abkommen, betreffend die Erhaltung 
der Integrität der Pforte, herbeizuführen geſucht habe, wird von officjeller 
Seite für durchaus unbegründet erklärt und gleichzeitig verſichert, daß ein 
nic zelt Abkommen ſowie ein darauf bezügliches Protokoll überhaupt 
nicht exiſtire. 

Wien, 6. Dec. Die „Preſſe“ will wiſſen, die Conferenz werde unter allen 
Umſtänden zufanmentreten, gleichviel ob ſich viele oder wenige Mächte an 
derſelben betheiligen. Dieſelbe werde aber nur den Charakter einer freien 
Berathung haben. Zum Conferenzort wäre Paris auserſehen, und würden 
dir Mächte auf derſelben durch ihre ordentlichen Geſandten vertreten werden. 

Das „Tagblatt“ bringt dieſelbe Mittheilung mit dem Zufage, vor dem 

uſammentritt der Conſerenz werde die bisher noch nicht officiell ausgeſpro⸗ 

ene Anerkennung des norpbdeutſchen Bundes durch Frankreich, England, 
Rußland und Oeſterreich erfolgen. x 

Florenz, 5. Dec. In der heutigen Eröffnungsſitzung der Deputirtenkam⸗ 
mer kündigte Menabreg die vollendete Bildung des neuen Miniſteriums an, 
indem er auf die politiſchen Schwierigkeiten, die das neue Cabinet an etroffen, 
näher eingeht. Der Miniſter⸗Präſident hält das Recht der italieniſchen Res 
gierung aufrecht, in den päpftlichen Staaten zu interbeniven, nachdem Frank 
reich daſelbſt interbenirt habe, Es war das Recht und die Pflicht der Regie⸗ 
rung, Garibaldi entgegenzutreten, welcher die Geſetze verlegte. Der Entſch uß 
der Regierung, vie Truppen aus dem Kirchenſtaatsgebiete zurückzuziehen, als 
die Gefahr geſchwunden, habe die Ankunft weiterer fremder Truppen verhin⸗ 
dert und die Abfahrt eines Theiles der fremden Truppen beſchleunigt. en 
wo die letzten Ereigniſſe die zur Unterdrückung des Auſſtandes getroffenen 
Maßregeln rechtfertigen, ſei die Regierung in der Lage, den Entſchluß des 
Königs, die durch den Aufſtand Compromittirten zu gie anzukündi⸗ 
gen. Die römiſche Frage ſpeciell betreffend, fo bleibe keine andere Wahl, als 
die diplomatische Action einzuleiten. Die Exiſtenz eines iſolirten Staates im 
Mittelpunkte Italiens biete Schwierigkeiten, weil fie die freie Verbindung 
wiſchen den italieniſchen Provinzen hindere. Wenn Frankreich eine fremde 
8 in Paris hätte, wie könnte dann Frankreich leben? Die römiſche 
5 — fer nicht durch Gewalt zu löfen, ſondern durch die Darbietung von 

arantien dafür, daß der heilige Stuhl geachtet bleibe und daß der Papſt in 
Italien, und nicht auswärts, feine mächtigſte Stütze finde. 

Die Entwürfe zur D laufenden Ausgaben pro 1863 werden der 
„Kammer vorgelegt werden. enabreg verſpricht großere Erſparniſſe, ſoweit 
fie ſich erzielen laſſen, ohne daß die Armeeorganiſation darunter leiden ſolle; 
er appellirt an die Freunde der Monarchie zur Fs der ha e 
Bene, Italien bedrohen und die Sicherſtellung ſeines offentlichen Credits 

erhindern. f 

Morgen findet die Präſidentenwahl ftatt. Am Montag wird eine Inter⸗ 
pellation über die äußere und innere Politik erwartet, 

Im Senate hielt Menabrea eine ähnliche Rede. 

Florenz, 6. Dec. In der Deputirtenkammer wurde Lanza zum 
Präfidenten gewählt mit 194 gegen 174 Stimmen. Ratlazzi erhielt 
154 Stimmen. Die Regierung brachte die Vorlage eines Suplemen⸗ 
tareredits für neue Gewehre ein. Rouhers Rede machte einen ſchlech⸗ 
ten Eindruck. a f 

Paris, 5. December. Aus der Rede Rouher's im geſetzgebenden Körper 
ift 150 olgendes nachzutragen: 0 gie: u 

Der Staatsminiſter conſtatirte, daß Italien feit lange mündlich gewarnt 
wurde und davon unterrichtet war, daß Frankreich für den Fall, daß Gari⸗ 


baldi das päpitliche Gebiet betreten ſollte, interveniren würde. Seit dem 10. 


Miniſter fort, war unſer Entſchluß gefaßt. Flotte und 
Armee waren bereit, der Geſandte Italiens war in Kenniniß gefeßt. 

Der Miniſter widerlegte ferner das, was Thiers über den ttalienifchen 
Krieg von 1859 geſagt hatte. Konnten wir, ſagte er, die Unglücksfälle Oeſter⸗ 
reichs 1859 borouafeben? Wir haben dieſer Thatſache ſeitdem Rechnung ge: 
tragen, indem wir Oeſterreich halfen, ſich wieder zu erheben, und indem wir 
mit demſelben eine auftichtige Freundſchaft ſchloſſen, welche, wie ich hoffe 
nicht ohne Einfluß auf den Wellfrieden bleiben wird. Die don Garibaldi 
ausgeführte und von Victor Emanuel acceptirte Eroberun Siciliens hat zu 
der läſtigen Solidarität den Grund gelegt, wofür Victor manuel heute — 
wenn ich ſo zu reden wagen darf — in ausgedehntem Maaße eine Strafe 
erhält. Dieſe Eroberung war ein tadelnswerlhes Mitlel, um das italieniſche 
Einigungswerk fortzuſetzen. Rouher tadelt die Eroberung der Marken und 
Umbriens, ſtellt in Abrede, daß Napoleon dieſelbe mündlich durch eine gewiſſe 
Art des „Gewährenlaſſens“ autoriſirt habe. Er erinnert daran, daß bie 
ſranzöſiſche Regierung Italien getadelt habe, weiter aber durfte fie nickt 
gehen. Rouher rechtfertigt die Septemberconvention und die Intervention. 
Wenn nach der Invaſion Garibalvi's Frankreich gleichgiltig geblieben 


September, fährt der 


wäre, würde es in der Meinung der Welt ſehr tief geſunken ſein. Unſere 


Intervention hat auch den Thron Victor Emanuels geſchützt, durch die Ret⸗ 


Bo ung, Roi? vor der Invaſton haben wir Italien vor der Anarchie geſchützt. 


uf die Genfer Vorfälle eingehend ſagte der Miniſter: Die üblen Mias⸗ 


men haben von dort her den Pariſer Boden geſtreift. Es wurde ein elender 
F — 
gefallen 
waren 


jum Appell an die Waffen gemacht, welcher in Schande e 
ft. Alle Sectirer kennen ſich untereinander. Die drei Endziele 
Rom Florenz und Paris. Wir haben demnach ein echt conſervatives 


Werk des Liber alis -Regi 
Europas von dp Atem Sete e für alle regelrechten Regierungen 


In Bezug auf die Conferenz erklärte Rouher: Wir haben allen Mächten 
mitgetheilt, daß wir kein Programm formuliren wollen; wir werden — 
der Conferenz mit unſerer Vergangenheit und unſerer Gegenwart einfinden. 
Der tr 71 unſere Einladung ohne Vorbehalt angenommen. Was das 
aufgeitellte Dilemma betrifft, daß der Bapft Rom nothwendig habe und Ita⸗ 
lien Roms nicht entbehren könne, ſo erklären wir: daß Italien ſich Roms 
nicht bemächtigen werde. (Langanhaltender Beifall.) Niemals wird Frank⸗ 
reich eine ſolche, ſeiner Ehre und der ganzen katboliſchen Welt angetbane Ge 
waltthat dulden. Es wird von Italien eine kräftige und energiſche Ausfüh⸗ 
rung der September⸗Convention verlangen, wenn nicht, wird Frankreich ſelbſt 
dafür ſorgen. Iſt das deutlich? 

Paris, 6. Decbr. Abends. Die heutigen Abendblätter conſtatiren 
die Wichtigkeit der geſtrigen Erklärungen Rouher's und heben hervor, 
daß die Situation fi dadurch geklärt habe. Die „France“ ſchrelbt 
hierüber: Das erſte Reſultat der Erklärungen Rouher's wird darin be⸗ 
fiehen, daß die Conferenz faſt unnöthig gemacht wird. Die römiſche 
Frage iſt gelöſt, wie es unſere Ehre und die Ruhe unſeres religiöfen 
Gewiſſens erforderte. 

Die „France“ ſchließt ihren Artikel mit den Worten: Man weiß 
jetzt, was Frankceich will, und in einem Lande, wie das unfrige, ift eine 
Politik, welche ſich befeſſigt, iets eine Politik des Triumphes. 

Heute wurde der Proceß des Fürſten Metternich gegen den „Cour⸗ 
rier francais“ verhandelt. Der Gerant Lepage wurde zu einem Mo⸗ 
nat Gefängniß, Redacteur Vermorel zu 2 Monaten Gefaͤngniß, zu 
1000 Fred. Geldſtrafe und den Proceßkoſten verurtheilt. 

London, 6. Dechr. Ein von Kaufleuten und Banquiers berufenes 
Maſſen⸗Meeting in New⸗Jork hat den General Grant zum nationalen 
Präſidentſchafts⸗Candidaten ernannt. — Mr. Greely hat den ihm an⸗ 
gebotenen Geſandtſchaftspoſten in Wien abgelehnt. (Darnach iſt die 
telegraphiſche Depeſche im heutigen Morgenblatt zu berichtigen.) 

London, 6. Dec., Abends. Das Opernhaus am Haymarket ſteht 
in Flammen. Glüͤcklicherweiſe fand keine Vorſtellung ſtatt. Das Ge⸗ 
bäude iſt rettungslos verloren. 

Conſols 9%. Amerikaner 801%. & 

London, 6. Dechr. Ein der „Times“ aus Domingo vom 7. November 
Banger Privatbrief enthält noch nichts pon Unglücksfällen in Folge eines 

rtans. 

Bern, 6. Deebr. Zum Bundespräſidenten iſt Dubs gewählt, zum Vice⸗ 
Präſidenten Welti; an Stelle Fornerod's iſt Ruffi (Waadt) in den Bundes⸗ 
Rath gewählt. Derſelbe nahm die Wahl an, indem er erklärte, daß nach ſei⸗ 
ner Meinung die Einigkeit und Stärke des Schweizer⸗Bundes ihre beſte Baſis 
in der Souveränetät der Cantone finde. 

Belgrad, 6. December. Das Journal „Vidopdan“ beſpricht die geſtrige 
Kundgebung der officiellen Zeitung und erklärt: Serbien iſt jelbit ein Wächter 
der Integrität der Pforte; keine wie immer geartete, dieſer Integrität wider⸗ 
ſprechende Politik kann Serbiens Einwilligung erwarten, da wir die Integri⸗ 
tät des ottomaniſchen Reiches nicht nur als die Grundlage des ans im 
Orient, ſondern auch als Lebensbedingung unferer nationalen Exiſtenz betrach⸗ 
ten. Die Regierung wird durch ſolche Politik die erforderliche Conſolidirung 
Serbiens energiſch verfolgen. 

Sim öſterreichiſcher Poſt⸗Courier iſt vier Stunden hinter Belgrad erſchoſſen 
worden. 

Altona, 6. Dec. Das hieſige Kreisgericht verurtheilte beute den Redac⸗ 
teur der „Altonaer Nach ichten“ zu einer Geldſtrafe von 10 Thalern event. 
zu fünftägiger Gefängnißſtrafe, wegen eines die preußiſchen Mikitärſtrafen 
beſprechenden Artikels. (T. B. f. N.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Wolff's Telegr. Bureau.) 
achmittags 3 Uhr. Conſols von Mittags 1 Uhr 
var, Schluß⸗Courſe: proc. Rente 69, 02 Ita⸗ 
lien iche öproc. Rente 45, 40. Oeſterreich. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actken 00. 
Crebil⸗Mobil.⸗Actien 160, 00. Lomb. Eiſenbahn⸗Actien 348, 75, 
Anleihe von 1865 pr. cpt. 328, 00. 
1882 (ungeſt.) 79%. 

London, 6. Dec, Nachm. 3 Up. 
Ameritaner 70%, =, Rente 45%. 5 

Frankfurt a. M., 6. December, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Schluß⸗Courſe: Wiener Wechſel 97%. Oeſterreich. 5% Anleihe von 1859 
60%. Oeſterreichiſche National⸗Anleihe 53%. 5% Meialliques 46%. Oeſtert. 
5% ſteuerfr. Anleihe 48%. 4% % Metalliques 40%. Finnländiſche Anleihe —. 
Neue Finnlänviſche 4% Pfandbrieſe — 6% Berein. Staaten⸗Anleihe vr. 
1882 754. Oeſterreich. Bant⸗Antheile 664. Oeſterr. Credit⸗Actien 177. 
Darmſtädter Bank⸗Actien — Mbdein⸗Nahebahn —. Meininger Credit⸗ 
Aetien 93. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staatsbahn 238. Oeſterreichiſche Glifabetbbatn 
115. Boößmiſche Westbahn — —, Ludwigsbafen⸗Berbach 154%. Heſſiſche 
Ludwigsbahn 127%. Darmitädter Bettelbant 245. Kurheſſiſche Looſe 53%. 
Baieriſche Brämiens Anleihe 98%, Neue Badiſche Prämien⸗Anleihe 95%. 
Badiſche Looſe 50 0 1854er Looſe 62, 1860er Looſe —. 1864er Looſe 
73%. Neue Spanier — Schluß feſt. Nach Schluß der Börfe Creditactien 
176%, Staatsbahn 238%. 

Frankfurt a. M. 6 December, Abends. [Effecten » Societät! 
Unbelebk. Amerikaner 75%. Credit⸗Actien 176%, Steuerfteie Anleihe 48%. 
1860er Looſe 69%. Staatsbahn 237%. 

Wien, 6. December. er Credits Actien 183, 50, Nord⸗ 
bahn 170, 20, 1860er Looſe 83, 15. 1864er Looſe 76, 10, Böhmifche Wat: 
bahn —, —. Franz⸗Joſephs⸗Bahn —, —. Staatsbahn 244, 50. Galizier 
206, 00, Steuerfreies Anlehen —, — 1 eh 9, 77. Lombarden 
171, 00. Ungar. Credit⸗Actſen —, —. Guünf ig 

Hamburg, 6. December, Nachm. 2Ubr 30 Min. Schluß⸗Courſe: 
Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 85. National⸗Anleihe 554. Oeſterreich. 
Eredit⸗Actien 74%. Oeſterreich. 1860er Looſe 68%. Staatsbahn 500. Lom⸗ 
barden 349%. Italieniſche Rente 44. Vereinsbank 110%. Nordbeutſche 
Baut 118%, Rheiniſche Bahn 117%. Nordbahn 95%, Altona⸗Kiel —. 
ane Anleibe 81. 1864er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 96%, 1868er Ruf. 
Prämien⸗Anleihe 90. proc. Verein, St.⸗Anleihe pr. 1882 68 ½. Disconto 3%. 
Anfangs niedriger, Valuten ruhiger. Zange 
Hamburg, 6, Decbr. Nahmutıga 2 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
Locogetrelde bei beſſerer Tendenz beſchrankter Umſatz. Termine feſter, aber 
ruhig. Weizen per Dechr. 5400 Pfd. Netto 167 Bankothaler Br., 166% 
Gld., per Decbr.⸗Jan. 166% Br., 166 Old. Roggen pr. Decbr. 5000 
Pfd. Brutto 134 Br. u. Glid., pr. Decbr.⸗Jan. 133 Br., 182% Go. Hafer 
1 1578 8 11 a ala Mai 231. Spiritus geſchäfte⸗ 
os. Kaffee behauptet. Zink ge . 

Uhr 30 Min. [Petroleum⸗Markt. 


Parts, 6. December, 
waren 93% gemeldet. 1 
Sig, 


Antwerpen, 6. Decbr., Nachm. 2 Uhr 
(Schlußbericht.) Unentſchieden. Nur Heine Verkäufe. Raffin. Tope weiß, 
125 85 bez. u. Br., pr. December 44½ bez. u. Br., pr. Januar 45 bez. 
und Br. 


Liverpool, 6. December, Mittags. Baumwolle: 15—20,000 Ballen Um: 
lat. Steigend. Wochenumſaß 73,480, zum Export verkauſt 11,810, wirklich 
exportirt 9272, Conſum 57,3%, Vorrath 431,0 allen. N:w » Orleans 8, 
Georgia 7%. Fair Dhbollerah 6%. Middling fair Dhokerab 6. Good 
middling Phollerah 5 74. Bengal 5. Good fair Bengal 5%. Fine Ben⸗ 
al —. New fair ODomra 6%. Fair Oomra —. Good fair Oomra — 

nam —. Egyptian —. Smyrna —. Schwimmende Orleans — 

Liverpool, 6. December, Nachmittags. [ Wochenbericht.] Import 
29,458 Ballen, ſchwimmend von Oſtindien 210,000 Ballen, ſchwimmend von 
Verein. Staaten 30,000 Ballen, an engliſche Spinner abgeliefert 62,340 
Ballen, Abnahme des Vorrathes 42,300 Ballen. 

London, 6. Decemder, Mittags. Getreidemarkt. (Anfangsbericht.) 
10 8 Zufuhren feit letztem Montag: Weizen 35,010, Gerſte 7010, 

afer 14,070 Quarters. Weizen ruhig, beſte Qualität unverändert. Gerſte 
feſt. Hafer 6 Pence höher. 2 

Amſterdam, 6. December, Nachm. 4 Uhr 28 Min. Getreidemarki 
(Schlußdericht). Getreide unverändert, stil, Roggen feit, pr. März 307%, 
pr. Mai 306%, Raps pr. December 71%, pr. Mai 71%, Rüb öl pr. 
Dezember 37, pr. Mai 38. 


Berlin, 6. Deebr. Paris und Wien übten auch heute ihre nachtheilige 
Wirkung auf die hieſige Börſe. In Wien ſell das Disorititsgutadten den 
Finauz⸗Ausſchuſſes in der Ausglaſchungsfrage mit Ungarn, abgeſezen von 
der Fortdauer der finanziellen Miere, für die geftrige jogenannte Pan que 
verantwortlich gemacht werden; Factum iſt, daß bier heute ſowohl die öſeer⸗ 
leichiſchen Fonds, wie öſterreichlſcher Credit, Iepterer bei ziemlich belebtem Ge⸗ 
ihäft, nur niedriger Nehmer finden konnten, und daß auch Franzoſen ihre 
relrograde Bewegung fortfegten, obſchon fie von dem urſprünglich ſtärkeren 
Druck ſich etwas erholten. Lombarden gingen ziemlich belebt um und erreich 


rr. 
6% Vereinigte Staaten⸗Anleihe pr.] Nas. Eur 
(Anfangs-Courſe.] Conſols 93, 3 


ten die biligere Notiz des Mortages. — Stallener drückten fid) ewas Aürter 
als ſonſt und ebenſo war die 5 ung, der Amerikaner matt. Aehnlich — a 
Speculationsmarkte ſah es mit den Eiſenbahnen aus, Rheiniſche, Köln» M. er fi 
dener und Görlitzer handelte man noch am bedeutendſten, fie behaupteten 1 
deß ebenſo wenig letzten Coursſtand, als dies bei manchen anderen Bahnen 
der Fall war, Görlitzer wichen dabei ſtärker, Bergiſche zogen unbedeutend an, 
Potsdamer und Anhalter drückten ſich ſtärker und ebenſo ſuchten Oberſchleſ. 
herabgeſetzt eher Nehmer. Rhein⸗Nabe⸗ und Weſtbahn verfolgten weiter 
eine rückgängige Bewegung. Auch die Mehrzahl der ruſſiſchen Anleihen be⸗ 
hauptete ſich nicht vollſtändig, während baieriſche und badiſche Präm.⸗Aaleihe 
zu letzten Courſen genommen wurden; rumäniſche Anleihe 634% bez. Bank⸗ 
Actien zeigten ſich nicht preishaltend, nur von Disconto⸗ Commandit nahm 
man Mehreres zu erhöhtem Preiſe. Prioritäten blieben vernachläſſigt, ebenſo 
preußiſche Fonds bei zum Theil berabgeſetzter Notiz. — Prämien für Ame⸗ 
rikaner pr. ult. Dec. 767 —1, pr. ult. Jan. 1868 77-1. (B. u. H. Z.) 


aufluſt bemerkbar e Preiſe blieben jedoch unverändert. 
ngliſches, ee amerikaniſches und 
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Berliner Börse vom 6. December 1867. 


Fonds- und dold-Öcurso, Risenbahn-Stemn-Aetien. ] 


Freiw. Btasts-Anl. . 14459714 B 4 
Stants-AuL: von Wels 10 br. Dividende pro 1866 1866. 

dito 1854, 66. 87 971% bz. Tachen-Mastri 

Alto 1652141, 971% br. Arngterd. -R. tid 

dito 1856141, |971% br. Berg.-Mürkische 

dito 1864/4½%07 ½ bz. Berlin- Anhalt. 

älto 188 74½%%½ bu. Berlin- Görlitz. 

dito 1 80%, br. to Bt.-Prior.| = 

dito 188304 904, ba. Zorlin-Hambur 

dito 18826 90 bz. Poted.-Mg 
dtasiz-Behuldscheine]314 18314 B. erlin-Btettin 
Präm.-Anl. von 1885/34,1117 R Böhm.-Wentb 


Cöln-Minden. 


407% 8 

Hur- u. Neumärk 76 ½ bs . 
— — “ae ss ba. Jogel-Oderberg. i 
E Pos er, a Alto 84-Prior.] — 
8 * dito 
2 dee ares. e |GallnLudwigeb,| & 
& Bektestscne ne. 68 tz. u * 
Kur- u. Neumbrk. 4 |90% B. 8 5 
S1Pommersche,.... 1 ba. 4 Er. 
8 % 894, ba nx-Ludwigeh. 
ar . % 480 bz. Mecklenburger, . 
© ]Wostph. u. Rhein. 4 82 7 rer, 
a Bächsischo, .... + 91% @. Niedre Chi’ Zw 8.0 38 i 
(Schlesische 4 91% bs — 75 a 


Louisd'or 1124, bz |Vest.Bk, 64½ bz, 7 

Goldkr. 9,9%, 6. |PolnBku, — — _ E. 
Ausländische Fonde. 0. 

Ossterr. Motalliques. Oestr.-Fr. Bt. -B 
dito Nat,-Anl. „ üdl. St. 

dito Lot.-A. v. 80 5 An Te . 

dito 64 — 
dito a. Odernt. Bt. | 
j 


4 200 


Bank- und Industrio-Psyiora. 


Ato 


Fl. 4 


Kerhess. 40 Thlr. Obl.— Berl. Kasıen-V, . 12 
Baden. 38 FL 7 ah be — mug B. eu 0 
Amorikan. St.-Aul. J 176%, bz Bremer Bank. 4 
* 25 Danziger Bauk . 0 
— . Zeiteib.] Te | 4 
ue 8 . Geraer Bank 7 "ya 
1 eg e \uemmsvorichen] 4° | 5% 
RN arab. Nordd. B. 9 7 
Moo iht Mrz Zerstne-B.| Edle 15 
dito Be4ystw.b u.B.Iromiesberger B. 6 | ho 
dito mi 13 oz. en 5 
dito 94, 6. Posener Bank 7 
alto IV. II 483 ½ & Prouss. Bank- A. 1 1 
— 1 1 — a TE 
Ooe.-Oderb, (Wilh.). 2 ei 
dito III. Km ....Jaly]87 8. e Pike Düne 
„to IV. Em | 
eek Bin err Hands | 8 
dito ec 84% B er e 
&ito 8.5 eg * 
dito 4½05½ ba. usa 82 
Käschl, Zweigb. L. C. Js — — Disc, Com.-Anth. &, 2 
Oderschles. . 4 —-— Genfer Orodb. A. — | 
to B. 78 B Ser „? 
(o . @. aner  % 
AB" SEE 51% G. MoidauerLde.-B.| u | — 
dito E. . . J ba Oestorz.Oredb.R. — 
„ ehr, a ahl. Bank.-Ver. n 
Uto G.. B. — 
Osst-Frau s. 3 br. 1 
Osst. südl. Bi-B, J Ki % @ Minerva e — 20 B 
— 19 Son v‚Eisenbdi| 54, | 16 je ba. 
Rhein-Naho-B, gar. © 


Berlin, 6. December. Weizen loco 86-105 Thlr. nach Qualität. — 
Roggen loco 731 —76 Thlr. nach Qualität, 78—79pfo. 74—75 Thlr. 
ab Bahn bez. — Näb öl loco 10% Thlr. Br. — Spiritus loco 
ae Ne ae Ae Jer und Br . die Sd. Ml Mai 
ez., Jan.⸗Febr. 20 ½ — . y r. r. 2 r a 
2121 Thlr. bez, Aal Juni 21% Thlr. bez. e 
e Breslau, 7. December, Für Getreide war am heutigen Markte ſehr 
fefte Stimmung vorherrſchend, ge ſich Preiſe zumeiſt ſteigerten. 

Weizen mehr beachtet, pr. 84 Pfd. ſcher weißer 100—11 x 
gelber 100 bis 110 Sgr., feinſte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezahlt, 


— Roggen gut begehrt, pr. 84 Pfund 85 bis 87 Sgr., fein orte 
88 Sgr. begabt — Berfte matt, pr. 74 Pfd. gelbe 55 57 Sgr., helle 59 
1 Sg. weiße 64 -66 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bez. — Hafer ruhig, 
g „ 36-37 Sgr., ſeinſte Sorte über Notiz bezaplt. — Erdſen 
offerirt. — Wicken beachtet, pr. 90 Pfund 80 bis 63 Sgr. — Oel⸗ 
Lupinen leicht verkäuflich, pr. 90 5 elbe 46— 
gr. — Bohnen behauptet, pr Ir. 85.— 


50 Sgr., blaue 4 


100 Sgr. — Schlaglein mehr Frage. — Rapskuchen gute Kaufluſt, 
46 bis 67 Sgr. pr. * 
Sor.pe. Schl. Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 

Weißer Weizen 101109114 Schlag⸗Leinſaat ... 18015208 
Saber Weizen n Wer r . . 90—194—204 
Roggen 5 17-88 Winter⸗Rübſen 176—186 - 190 
EEE 60-85 Sommer⸗Rübſen. . . 158—168—178 
Hafer • 59575 1 Leindotter 158 —168- 174 


Gehen a; roth wer * 4 5% T. 

e „kothe wenig zugeführt, 13% 1% —1 lr. pr. Etr. 

weiße ohne Angebot, 19 —20 Thlr. — Etr., hochfein über Nö 7 

Thymothee ohne Zufuhr, 9-10—10% Thlr. or. Err. a 
Rartoiieln pr. Sack d 150 Pfd. 28-38 Sgr., Metze 14 —2 Sgr. 4 

rr LEE EEE MEENNE SEE gene zu 


„Durch Gelegenheitskauf bin ich im Stande, bunte rein leinene 
Züchen, & 3%, und 4 Sgr., Matratzen⸗ und Bettdrilliche, Fe. 


und 5 Sgr. die Elle, zu verkaufen. 5 


M. Wolff. Albrechtsſtraße 57. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


